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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


42 Jahre unter unmenschlichen 
Haftbedingungen 


Neue Anhörung für 
Hugo Pinell 


Am 10. Juli hat Hugo 
Pinell, einer der am 
längsten inhaftierten 
politischen Gefange- 
ne in den USA bzw. 
in der Welt, erneut ei- 
ne Anhörung bei der 
Strafaussetzungs- 
kommission. Vor 

. zwei Jahren wurde 
ihm zum fünften Mal die vorzeitige 
Freilassung verweigert. 

Pinell, der 19 Jahre alt war, als er ver- 
haftet wurde, sitzt seit nunmehr 42 Jah- 
ren ununterbrochen im Knast. 

1964 wurde er wegen einer Straftat 
zu einer dreijährigen bis lebenslangen 
Haftstrafe verurteilt. Schon nach Ver- 
büßung von 18 Monaten hätte er frei- 
kommen können, aber die Strafausset- 
zungskommission lehnte seine Freilas- 
sung mehrmals ab. 

Als er nach San Quentin Gefängnis 
verlegt wurde, lernte er dort 1967 die 
revolutionäre schwarzen Gefangenenbe- 
wegung, deren bekanntesten Vertreter da- 
mals W. L. Nolan und George Jackson wa- 
ren, kennen und wurde politisiert. 

Die zunehmende Organisierung und Ra- 
dikalisierung der schwarzen Gefangenen 
wurde von der Gefängnisbehörde als eine 
große Gefahr erkannt, und sie setzte alles 
daran, die Bewegung zu unterdrücken und 
zerstören und die führenden Köpfe auszu- 
schalten. 

Im Januar 1969 provozierten Mitglieder 
der rassistischen White Aryan Movement 
eine Auseinandersetzung mit Nolan. Nolan 
und zwei ihm zu Hilfe eilende Genossen 
wurden von einem Wärter von einem 
Wachturm aus erschossen. Drei Tage spä- 
ter wurde der Wärter von Gefangenen getö- 
tet. 

George Jackson und zwei weitere Gefan- 
gene, Fleeta Drumgo und John Clutchette, 
bekannt als die Soledad Brothers, wurden 
des Mordes an dem Wärter angeklagt. Clut- 
chette und Drumgo wurden in April 1972 
freigesprochen. George Jackson war in Au- 


Maximale Isolation — ein Le 


gust 1971 von Gefängniswärtern erschos- 
sen worden. 

Nach der offiziellen Darstellung starteten 
Jackson, Pinell und andere Gefangene ei- 
nen gescheiterten Ausbruchversuch, bei der 
Jackson, drei Schließer und zwei weiße Ge- 
fangene ums Leben kamen. 

Pinell und fünf weitere Gefangenen wur- 
den u.a. wegen Mordes unter Anklage ge- 
stellt. Fünf Jahre später wurden drei von 
ihnen in allen Anklagepunkten freigespro- 
chen, Pinell wurde wegen zweifacher 
schwerer Körperverletzung und ein ande- 
rer Gefangene wegen einfacher Körperver- 
letzung schuldig gesprochen. 

Seit den 70er Jahren wird Pinell in Hoch- 
sicherheitstrakts verschiedener Gefängnis- 
se festgehalten. 1990 wurde erin den Hoch- 
sicherheitstrakt des nagelneuen Hochsi- 
cherheitsgefängnis in Pelican Bay ca. 1.000 
kn nördlich von Kalifornien verlegt. Dort 
verbringen die Gefangene mindestens 
zwanzigeinhalb Stunden pro Tag in vi- 
deoüberwachten, fensterlosen Zellen in to- 
taler Isolation, es findet nur äußerst selten 


en lang ... 


Maximum Security 


Kontakt zu anderen Gefangenen 
statt. Außer wenigen Bücher ist alles 
anderes in der Zelle verboten. Es gibt 
keine Kontaktbesuche. Die einzige 
Menschen, die sie berühren, sind die 
Gefängnisschließer, wenn diese ih- 
nen Handschellen und Ketten beim 
Verlassen der Zelle anlegen. Das letz- 
te Mal, dass Pinell das Tageslicht er- 
blickt hat, war in den 70er Jahren. 


Jalil Muntagim: 
Kampf für Freilas- 
sung braucht 
Unterstützung 


Mit 18 Jahren 
trat Jalil Mun- 
tagim 1969 
der Ortsgrup- 
pe der Black 
Panther Party 
(BPP) in San 
Jose, Kalifor- 
nien bei. Kur- 
ze Zeit später kehrte er in seinen Heimatort 
Oakland/ San Francisco zurück. Infolge der 
Repression der örtlichen Polizei und des 
FBls gegen die BPP ging er den Untergrund 
und kämpfte in der schwarzen Befreiungs- 
armee. Zwei Monate vor seinem 20. Ge- 
burtstag wurde er zusammen mit Nuh Was- 
hington nach einer Schießerei mit der Po- 
lizei in San Francisco am Tag der Beerdi- 
gung des revolutionären Gefangenenfüh- 
rers George Jackson verhaftet. Ihnen wur- 
de u.a. versuchter Mord an einem Polizi- 
sten aus San Francisco als Rache für den 
Mord an George Jackson im Gefängnis San 
Quentin vorgeworfen. Letztendlich wurden 
beide zusammen mit Herman Bell wegen 
des angeblichen Mordes an einem New Yor- 
ker Polizist zu einer lebenslangen Haftstra- 
fe verurteilt. Washington, der 2000 nach 29 
Jahren Haft im Gefängnis starb, schrieb in 
„Can’t Jail The Spirit - Political Prisoners 
In The US“: „Der Staat schaffte dies durch 
die Falschaussagen von ein paar Zeugen 
(was wir einem Bundesgericht bewiesen) 
und die eines gefolterten Genossen. Der 
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Richter entschied gegen uns und sagte, 
dass, obwohl die Polizei log und die Staats- 
anwaltschaft einen entlastenden ballisti- 
schen Bericht unterdrückte, der Staat alle 
Beweise vernichten ließ, nachdem er von 
diesem Bericht erfuhr, angesichts anderer 
Beweise das alles nicht reiche, um die Ver- 
urteilung aufzuheben ...“. 

Zwei Mal hat die Strafaussetzungskom- 
mission New Yorks Jalil Muntagqim die vor- 
zeitige Entlassung verwehrt. In Juli 2006 
hat er eine erneute Anhörung vor der Kom- 
mission. An seine Freunde und Unterstüt- 
zer schreibt er Folgendes: 

„Wie ihr wisst, habe ich in Juli 2006 zum 
dritten Mal einen Termin vor der Strafaus- 
setzungskommission. Bis dann werde ich 
34 Jahre, 29 davon im Bundesstaat New 
York, einer 25 Jahre bis lebenslangen 
Haftstrafe abgesessen haben. Im Juli 2002 
und 2004 wurde mir die Strafaussetzung 
wegen der Schwere der Straftat und der kri- 
minellen Vergangenheit verwehrt, obwohl 
die Kommission eingestand, dass ich mich 
im Gefängnis tadellos verhalten habe. Aber 
nach den Richtlinien New Yorks ist gute 
Führung keine Grundlage für eine Straf- 
aussetzung. Strafaussetzung liegt einzig im 
Ermessen der Kommissionsmitglieder, oh- 
ne jegliche Bedingung, die meine Freilas- 
sung vorsieht. 

Anders ausgedrückt, trotz drei Jahrzehn- 
ten in Haft und obwohl mir keine schwer- 
wiegenden Verletzungen der Gefängnisbe- 
stimmungen angelastet werden, liegt es im 
Ermessen der Kommission, meine Freilas- 
sung abzulehnen. Besonders beunruhigend 
ist, dass Gouverneur Pataki eine unge- 
schriebene Anordnung erlassen hat, wobei 
Straftäter 85% ihrer Haftstrafe absitzen 
müssen, bevor die Möglichkeit einer Straf- 
aussetzung in Frage kommt. Diese Anord- 
nung liegt auf der Linie des „wahren Straf- 
maßes“ der Bundesgesetze und eines Pro- 
gramm des Bundes, durch das New York 
200 Mio. $ zur Verfügung bekommen hat, 
um gewalttätige Straftäter länger im Ge- 
fängnis zu halten ... 

Wegen des politischen Charakters meiner 
Verurteilung ist es schwierig, die Strafaus- 
setzungsbehörde zu überzeugen, dass ich 
für eine vorzeitige Entlassung geeignet bin. 
In der Vergangenheit agitierte die PBA (die 
Polizeigewerkschaft New Yorks) gegen mei- 
ne Freilassung und reichte 10.000 Unter- 
schriften dagegen ein. Es obliegt meinen 
Freunden und Unterstützern, Briefe zu 
schreiben und meine Leistungen hervorzu- 
heben. 

Ich lege einen Musterbrief zur Unterstüt- 
zung, meiner Freilassung an den Vorsitzen- 
den der Strafaussetzungskommission und 
ausgewählte Politiker (Siehe: www.theje- 
richomovement.com/) bei. Ich bitte euch, 
Kopien davon zu machen und an andere 
mit der gleichen Aufforderung zu verteilen. 
Es wäre ideal, die Kommission mit Briefen 
für meine Freilassung zu überschütten. 

Wichtig ist, dass alle Briefe spätestens in 
der zweiten Juli Woche geschickt werden 
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und, wenn möglich, eine Kopie davon an 
meine Anwältin: Ms. Cheryl L. Kates, Esq., 
Edge of Justice, 121 No. Fitzhugh St., Ro- 
chester, NY 14614. 

Danke für eure Unterstützung, zusammen 
können wir siegen! 


Sorge um 
Bashir Hameed 


Ende Mai wurde nach 
einer Auseinanderset- 
zung zwischen Gefan- 
genen im Speisesaal 
der ganze Trakt unter 
Einschluss gestellt. 
Während einer Zellen- 
razzia wurden die Zel- 
le des politischen Ge- 
fangenen Bashir Hameed auseinanderge- 
nommen und „Contrabande“ beschla- 
gnahmt. Die angebliche „Contrabande“ be- 
stand aus Büchern, die Hameed per Post zu- 
geschickt bekommen hatte und die von der 
Gefängnisverwaltung angenommen wur- 
den. Ob es irgendwelche Sanktionen wegen 
dieser „Contrabande“ geben wird, ist noch 
nicht bekannt. 

Hameed, dem wegen seiner Mitglied- 
schaft in der Black Panther Party und Black 
Liberation Army der Mord an einem Poli- 
zisten angehängt wurde und der 1982 zu 
mindestens 30 Jahren Haft ohne Möglich- 
keit der vorzeitigen Entlassung verurteilt 
wurde, leidet infolge der langjährigen In- 
haftierung an Herzproblemen und Diabe- 
tes. 

Nach der Razzia wurde er in eine andere 
Zelle verlegt, die in der Nähe einer viel be- 
fahrenen Straße liegt, und hat kaum Mög- 
lichkeit, sich auszuruhen. Seine Mahlzeiten 
bestehen zumeist aus Sandwichs und ab 
und zu einem Stück Obst. Seine Familie 
macht sich Sorgen um seinen Gesund- 
heitszustand. 

http://www.thejerichomovement.com/ 


Informationen von 
Harold Thompson 


2 „Am 22. März wurde 
ich nach Nashville zur 
dortigen „Einrichtung 
für medizinische Spezi- 
albehandlung“ über- 
stellt. Anderntags wur- 
de morgens geröntgt, 
und am Nachmittag hat 
der dortige orthopädi- 
sche Chirurg meine lin- 
ke Hand untersucht, an der ein Finger teil- 
weise steif geblieben ist. Ein Knoten in der 
Handfläche erwies sich als das lose Ende ei- 
ner oben am Finger abgerissenen Sehne, die 
sich in die Handfläche zurückgezogen hat. 


Der Arzt konnte nichts tun; wäre ich ihm 
nicht allzu lang nach dem Überfall vorge- 
stellt worden, wäre es kein Problem gewe- 
sen, die Funktion der Hand wieder voll her- 
zustellen sagte er. Nun wird ein Finger auf 
Dauer steif bleiben. 

Wenn ich auch keinen Anwalt bezahlen 
kann, werde ich die Gefängnisverwaltung 
dennoch wegen bewusster Verweigerung 
medizinischer Behandlung sowie wegen 
grausamer und unüblicher Bestrafung ver- 
klagen. Meiner Hand kann das zwar nicht 
helfen, aber es könnte andere Gefangene 
davor bewahren, auf selbige missbräuchli- 
che Weise bedrückt zu werden.“ 


P.S. Seit der Attacke der Aryan-Angehöri- 
gen auf Harold sind bis dessen Behandlung 
mehr als 5 Monate vergangen! Der dadurch 
entstandene gesundheitliche Dauerschaden 
mag; „gering“ erscheinen, erheblich dage- 
gen ist die offensive Kaltschnäuzigkeit, mit 
der ein 64-jähriger Gefangener konfrontiert 
wurde: Staat mit „st“, wie: stinkt! 

Diese Informationen wurde von Thomas 
Meyer-Falk zusammengestellt und von 
Werner Braeuner übersetzt. Beides sind Ge- 
fangene. 

Zu Harold siehe Gefangenen Info 307, 308 


Rue Mumia 


Reaktionäre zetern 


Am 29. April wurde in der Pariser Vorstadt 
Saint Denis eine Straße nach dem afroame- 
rikanischen Journalisten, ehemaligen Mit- 
glied der Black Panther Party und politi- 
schen Gefangenen Mumia Abu-Jamal be- 
nannt, der seit 1982 wegen des angeblichen 
Mordes an einem weißen Polizisten im To- 
destrakt in Pennsylvania sitzt. Saint Denis 
ist die zweite französische Stadt, die Mumia 
auszeichnet, im Oktober 2003 ernannte die 
Stadt Paris Mumia zum Ehrenbürger. 

Die Straßenbenennungszeremonie fand 
im Beisein von Delegierten aus der Unter- 
stützungsbewegung aus Philadelphia und 
New York und einer großen Gruppe von Ein- 
zelpersonen und Vertretern verschiedener 
Organisationen aus Frankreich und der Ka- 
ribik. 

In seiner Rede merkte der Bürgermeister 
Didier Paillard an, dass es sehr ungewöhn- 
lich ist, eine Straße nach einem Lebenden 
zu benennen. „Wir tun dies heute wegen 
der außergewöhnlichen Umstände. Seit 
über einem Vierteljahrhundert isteinMann, 
der zum Tode verurteilt worden ist, in dem 
mächtigsten Land der Welt der Gefahr aus- 
gesetzt, jederzeit hingerichtet zu werden, 
trotz Beteuerung seiner Unschuld. In seinem 
Kampf ums Überleben hat Mumia Abu-Ja- 
mal schon einen Sieg errungen - er hat die 
Mauer des Schweigens durchbrochen und 
ist nach und nach zum Symbol geworden. 
Es ist ein Symbol für Gerechtigkeit, für die 
Abschaffung der Todesstrafe, für die Re- 
spektierung der fundamentalen Menschen- 
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rechte. Es ist ein Symbol des Widerstands 
gegen ein System, das die Arroganz besitzt, 
über die Welt zu herrschen im Namen eben 
dieser Menschenrechte, die es auf seinen ei- 
genen Boden völlig ungestraft mit Füßen 
tritt“ 

Neben der Rue Mumia Abu-Jamal gibt es 
in Saint Denis einen Platz der Menschen- 
rechte, einen Platz der Kinderrechte, 
Straßen nach Rol Taguy, Kommandeur der 
Resistance bei der Befreiung von Paris 1944, 
und Eleanor Rubiano, einer antifaschisti- 
sche Widerstandskämpferin, Bobby Sands, 
irischer Unabhängigkeitskämpfer, der 1981 
während eines Hungerstreiks in den berüch- 
tigten H-Block verstarb, und eine Avenue 
Che Guevarra. (Die englische Übersetzung 
der Rede -> www.freemumia.com/pail- 
lard.htm]) 

Die Straßenbenennung verursachte einen 
Sturm der Entrüstung unter Mumia-Geg- 
nern in den Medien, bei der Polizei und der 
Politik in Mumias Heimatstadt Philadelphia. 
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Bürgermeister Didier Paillard und die Vorsitzende 


der New Yorker Free-Mumia-Koalition 


Das Parlament von Pennsylvania 
verabschiedete eine Resolution, die 
den US-Kongress u.a. auffordert, den 
Stadtrat Saint Denis dazu zu bewe- 
gen, die Rue Mumia Abu-Jamal um- 
zubenennen und, sollte sich dieser 
weigern, dies zu tun, von der fran- 
zösischen Regierung zu fordern, 
Druck auf Saint Denis auszuüben, 
den Straßennamen zu ändern. 

„Cop-Killer“, schrieen die Zei- 
tungsüberschriften. In einem kurzen 

Leitartikel am 17. Mai erklärte die Re- 
4 daktion des Philadelphia Inquirer: 
„In unserem System obliegt es der 
Staatsanwaltschaft, in einem ent- 
schieden fairen Verfahren die Schuld 
ohne erheblichen Zweifel zu bewei- 
sen. Sollte die Staatsanwaltschaft 
diese Kriterien nicht erfüllen, müssen 
sogar die Schuldige freigelassen wer- 
den. In Abu-Jamals Fall war die Po- 
lizeiarbeit weit entfernt von CSI- 
Qualität. Der Richter im Strafverfah- 
ren war miserabel. Man verurteilte ei- 
nen Angeklagten aufgrund schlam- 
piger Polizeiarbeit und einem chao- 
tischen Verfahren zum Tode.“ Anschließend 
erklärte die Redaktion, dass auch sie gegen 
die Todesstrafe ist. Aber dies ist reinste Au- 
genwischerei. In den einleitenden Sätze vor 
dem Zitat, erklärte sie, dass die Chancen, 
dass Mumia unschuldig sei, bei 1000:1 stün- 
de, und anschließen heißt es, die Franzosen 
sollte ein anderes Symbol für unschuldig 
zum Tode Verurteilte suchen als diesen 
„Cop-Killer“. Die andere große Philadelphia 
Tageszeitung The Daily News druckte Ende 
Mai drei Leserbriefe ab, zwei gegen und ei- 
nen pro Mumia. Um den empörten Bürgern 
die Möglichkeit zu geben, ihren Unmut di- 
rekt beim Bürgermeister von Saint Denis 
loszuwerden, druckte die News gleich seine 
Adresse mit ab (Mairie de Saint-Denis, Mon- 
sieur le Maire, BP 269 - 93205 Saint-Denis 
cedex, Frankreich). Der Bürgermeister wird 
sich sicherlich über unterstützende Post 
freuen - „Free Mumia“. 

In einem Bericht der Nachrichtenagentur 
usnewswire.com über eine Presseerklärung 
der Polizeigewerkschaft Fraternal 
' Order of Police (FOP) zur Unterstüt- 
zung der Parlamentsresolution wird 
Mumia als „rassistischer Killer“ be- 
zeichnet. Jedes Mal, wenn es irgend- 
eine positive Nachricht im Falle von 
Mumia Abu-Jamal gibt, ist die Poli- 
zeigewerkschaft Fraternal Order of 
Police (FOP) die erste, die die media- 
le und politische Rufmordkampagne 
initiiert. 

Um dieser Kampagne entgegenzu- 
wirken, hielten am 25. Mai Mumias 
Unterstützungskomitee - The Inter- 
national Concerned Family And Fri- 
ends Of Mumia Abu Jamal - ge- 
genüber dem Büro der FOP eine Pres- 
sekonferenz ab. Am gleichen Tag 
fand auch in Saint Denis eine Pres- 
sekonferenz statt. 


Maximale 
Isolation- ein 
Leben lang ... 


Berührungen mit anderen Menschen sind, 
kommt man in diesen Knast, vorbei, es wird 
sie nie wieder geben - es sei denn als Gewalt 
durch die Wärter. Kontakte unter den Gefan- 
genen werden völlig ausgeschlossen, jeder 
Insasse befindet sich in absoluter Einzeliso- 
lation - nicht vorübergehend, sondern für den 
Rest seines Lebens. Ob Essenausgabe oder 
Duschen, alles geschieht in der Zelle, eine 
Stunde Hofgang täglich ausgenommen. Aber 
auch dabei können sich die Gefangenen nicht 
einmal sehen, denn der findet in einer Art Kä- 
fig auf dem Dach statt. Jene Zellen, die Fen- 
ster besitzen - und das sind nicht alle - ha- 
ben diese ganz weit oben, so dass nur ein 
schmaler Streifen Himmel dadurch sichtbar 
ist. ADMAX Florence, auch als „Alcatraz der 
Rocky Mountains“ bezeichnet, gilt als das si- 
cherste Gefängnis der Welt. 


Das Gefängnissystem in den USA zeigt an 
vielen Beispielen, dass Gefangene dort nicht 
als Menschen, sondern als Objekte angese- 
hen werden. Die Spitze der dortigen Ent- 
wicklung innerhalb eines Systems, das eine 
eigene Industrie (PSI - Prison Industrial Com- 
plex) hervorgebracht hat, die ihr Geld damit 
verdient, Menschen wegzusperren, sind je- 
doch ohne Zweifel die sog. Super Maximum 
Security Prisons. In den USA wird, je nach 
Art des Vollzuges, zwischen Minimum- (was 
hier einer sog. offenen Anstalt entspricht), 
Medium-, Close-, Maximum- und Super Ma- 
ximum Prisons unterschieden. Letztere gibt 
es, immer wieder verschärft und technisch 
„nachgebessert“, seit den 80er Jahren. Ent- 
wickelt als Reaktion auf den Tod zweier Wär- 
ter im Staatsgefängnis Marion im Bundes- 
staat Illinois 1983, gibt es inzwischen in den 
USA ca. 60 derartiger Hochsicherheitsknäste. 
Das, was dort als Standard gilt, würde selbst 
hierzulande als menschenrechtswidrig ver- 
boten: 

- Die Gefangenen bleiben 23 Stunden am Tag 
in ihrer Einzelzelle, der einzige soziale Kon- 
takt innerhalb des Knastes ist der zu den 
Aufsehern; 

- die ca. 2 mal 3,5 m großen Zellen sind 
schallisoliert und mit speziellen, schall- 
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dicht schließenden Türen ausgestattet; 

- Alle Türen werden elektronisch fernge- 
steuert; 

- Die Gefangenen werden 24 Stunden rund 
um die Uhr videoüberwacht, gleichgültig, 
wo sie sich gerade befinden; 

- die Gefängnisse sind von mehrreihigen 
Zäunen umgeben, die unter Strom stehen; 

- der Hofgang der Gefangenen findet in Kä- 
figen auf dem Dach oder im Innenhof statt, 
die Gefangenen sind hierbei wie bei jeder 
Bewegung außerhalb der Zelle in Ketten ge- 
legt; 

- Besuch gibt es nur mit Trennscheibe, man 
muss dabei über ein Telefon sprechen 
Insgesamt sind es, genaue Zahlen werden 

nicht bekannt gegeben, ca. 20.000 Gefange- 

ne, die auf diese Art und Weise „verwahrt“ 
werden. Manche für Jahre, manche buch- 
stäblich ein Leben lang. Die Verlegung in ein 
anderes Gefängnis mit niedrigerer Sicher- 
heitsstufe ist zwar möglich, setzt aber jahre- 
langes absolutes Wohlverhalten voraus - und 
selbst wenn das ein Gefangener unter diesen 

Umständen wollte, genügen bereits Kleinig- 

keiten oder schlecht gelaunte Aufseher, da- 

mit es doch erst einmal nichts wird. Seit der 

Inbetriebnahme jener „Superknäste“ hat es 

einige Strafverfahren gegen Aufseher gege- 

ben, eine Verurteilung ist nur in 2 Fällen be- 
kannt. Aber auch Gefangene, die zum Tode 
verurteilt wurden, sitzen z.T. dort in den To- 
deszellen. In der Regel sind die Hochsicher- 
heitsknäste, die bis auf wenige Ausnahmen 
als staatliche Knäste betrieben werden, Teil 
einer größeren Prison Facility, die sich meist 
aus einem abgestuften System verschiedener 

Knäste zusammensetzt. Innerhalb eines rie- 

sigen Komplexes gibt es dann mehrere Knä- 

ste mit unterschiedlichen Bedingungen und 

Sicherheitsstufen. 

Das ADMAX Florence - ADMAX steht für 
Administrative Maximum - hat es sogar zu 
einem Eintrag ins „Guiness-Buch der Rekor- 
de“ gebracht: als sicherstes Gefängnis der 
Welt. 1994 für ca. 60 Millionen Dollar er- 
richtet, hat es 490 Haftplätze, von denen der- 
zeit 404 belegt sind. Eine Standardzelle ist 
ausgestattet mit Bett, Stuhl und Tisch aus un- 
verrückbarem Beton, Toilette, einer (zeitge- 
steuerten und fernsteuerbaren) Dusche, einer 
einbetonierten polierten Stahlplatte als Spie- 
gel und einem Zigarettenanzünder. Persönli- 
che Gegenstände sind nahezu verboten, die 
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| Sicherheitstechnik in 
Florence fällt unter US 
Defense Top Secret, ist 
also aus Gründen der 
Verteidigung (!) geheim. 
Neben der üblichen 
ständigen Videoüber- 
wachung sind aber Wär- 
mebildkameras, mehre- 
re tausend Bewegungs- 
melder, Kontaktschlei- 
fen und anderes mehr im 
Einsatz. 

ADMAX Florence, ca. 
90 Meilen südwestlich 
von Denver gelegen, ist 
Teil des Florence Federal Correctional Com- 
plex (FCC) mit insgesamt 4 Gefängnissen und 
ein Bundesgefängnis (U.S. Federal Prison). 
Dort sitzen nach Angaben der Gefängnis- 
behörde „als besonders gefährlich eingestuf- 
te Häftlinge wie Terroristen oder Mehrfach- 
mörder“, zuletzt wurde Zacarias Moussaouis 
(der sich selbst als Beteiligten der Anschläge 
vom 11.09. bezeichnet hatte und zu lebens- 
langer Haft verurteilt wurde) als Häftling 
51427-054 von US Marshals dort hinge- 
bracht. 347 Beschäftigte sind aktuell inner- 
halb des ADMAX Florence tätig, eine Zahl, 
mit der sich offensichtlich auch dort trefflich 
Politik machen lässt. So erklärte die Gewerk- 
schaft der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst (American Federation of Government 
Employees) am 18.5.06, die Zahl der Aufse- 
her sei von 220 auf 185 reduziert worden und 
damit „auf einem gefährlich niedrigen 
Stand“, und der Vorsitzende der lokalen Ge- 
werkschaft, Jeff Johnson, ergänzte: „Ich 
glaube, wir erfüllen hier eine wichtige Auf- 
gabe: unsere Gesellschaft vor den inhaftier- 
ten Terroristen zu schützen. Wenn das Per- 
sonal immer weiter reduziert wird, wird auch 
diese Aufgabe immer schwieriger.“ Was sie 
dabei nicht sagten: Die Reduzierung des Per- 
sonals steht im Zusammenhang; mit Entlas- 
sungen und Versetzungen nach dem Tod von 
zwei Gefangenen im Februar 2005. 

Menschenrechtsgruppen haben immer 
wieder gegen jene Super Maximum Prisons 
und das ADMAX Florence im besonderen 
protestiert und die Bedingungen dort als un- 
menschlich bezeichnet. Dass dies einen Staat 
und eine Verwaltung, die die Todesstrafe für 
gerechtfertigt hält und sich auch sonst nicht 
gerade durch Beachtung der Menschenrech- 
te hervorgetan hat, kaum interessiert, ist ei- 
ne Tatsache. Hinnehmbar sind solche Bedin- 
gungen deshalb noch lange nicht. Im Ge- 
gensatz allerdings zu den Bemühungen hier- 
zulande, die Abläufe hinter den Mauern mög- 
lichst nicht an die Öffentlichkeit kommen zu 
lassen, hat man in den USA damit kein Pro- 
blem. Im Internet kann man z.B. unter 
www.supermaxed.com diverse Informatio- 
nen über das ADMAX Florence und andere 
Super Maximum Prisons nachlesen - einsch- 
ließlich einer veröffentlichten Liste aller in 
Florence inhaftierten Gefangenen und einer 
peniblen Auflistung aller in den Gefängnis- 
sen hingerichteten Menschen. jes 


Dokumentiert: Ein Vorschlag 
von Libertad! 


Folterwelten. 


Militarisierung — Repression 
— Weltwirtschaft. 
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G8 - rammen und versenken. Angesichts des 
bisherigen Mangels guter Slogans könnten 
wir uns mit diesem anfreunden. Auch mit an- 
deren. Aber darum wird es in diesem Text 
nicht gehen. 

Fünf Jahre dauert der so genannte „Krieg 
gegen den Terror“ schon an. Dieser Krieg 
dient der Absicherung des Weltmarktes und 
der damit verbundenen „westlichen Lebens- 
weise“ in den Wohlstandsinseln der Welt. 

Er ist nicht lokal begrenzt. 

Mal offen, mal verdeckt ist erlängst Weltin- 
nenpolitik, um die vielfältigen sozialen und 
politischen Krisen in den Griff zu kriegen. 
Seinem Wesen nach ist er endlos. Krieg heißt 
Folter - und Folter ist Krieg gegen die Ge- 
sellschaft. 

Die Herrschenden sagen: Das sind die Ko- 
sten der Freiheit, die wir tragen müssen. Wir 
sagen: Folter und bürgerliche Demokratie 
schließen sich so wenig aus, wie Krieg und 
Kapitalismus. Im Gegenteil. Deswegen: Ge- 
gen die Kosten der Freiheit! 

Alle wissen es und niemand bestreitet 
ernsthaft, dass im Rahmen dieses Krieges 
Menschen entführt, in geheime Gefängnisse 
verschleppt und dort gefoltert werden. Der 
„Krieg gegen den Terror“ setzt neue Maßstä- 
be: im globalen rechtsfreien Raum sind die 
Menschenrechte im Namen der Menschen- 
rechte außer Kraft gesetzt. 

Entführung und Folter der ausgemachten 
Feinde westlicher Freiheit und Glückseligkeit 
sind nicht nur alltäglich, sondern durch ein 
juristisch-bürokratisches Regelwerk legiti- 
miert. Dieser Krieg dient unmittelbar der Dis- 
ziplinierung und autoritären Strukturierung 
der Gesellschaft. Immer mehr Menschen lan- 
den im Niemandsland der Rechtlosigkeit. Was 
bereits in den wenigen Jahren dieses Anti- 
Terror-Krieges durchgesetzt wurde - trotz, 
oder auch gerade durch den täglichen Skan- 
dal, wird nicht über Nacht wie ein böser Spuk 
verschwinden. 

Die Folter formiert soziale und politische 
Verhältnisse; es ist jetzt schon abzusehen, 
dass die Anstrengung diese Formierung wie- 
der loszuwerden immens sein wird. 

Das ist unser Ausgangspunkt. Angesichts 
dieser Entwicklung ist es notwendig, 
grundsätzlich gegen Folter und Lagerhaft 
aufzutreten. Und weil jede Legitimierung von 
Folter dazu beiträgt, diese gesellschaftlich 
durchzusetzen, ist es darüber hinaus not- 


wendig, gegen alle Folter-Befürworter ent- 
schieden vorzugehen. Für uns spielt da die 
Differenz zwischen dem Folterer und denje- 
nigen, die sie gutheißen, keine große Rolle. 

Aber - auch als Klarstellung: Antifolter- 
kampf ist nicht Angelegenheit von Men- 
schenrechtsgruppen. Es geht nicht um The- 
menpolitik, sondern um verantwortliche po- 
litische Intervention in die Verhältnisse. Men- 
schenrechte gelten für alle - bedingungslos, 
unteilbar und ohne jedes Wenn und Aber. 

Mit diesen Prämissen gehen wir in die Mo- 
bilisierung gegen den G8-Gipfel 2007 in Hei- 
ligendamm. Daraus entwickeln wir den Vor- 
schlag - oder: die zwingende Notwendigkeit 
-, die Frage von Krieg und Folter zu einem 
zentralen Strang in den Aktionen und Argu- 
menten der gegen den Gipfel gerichteten Ak- 
tivitäten zu machen. Ab jetzt und unüber- 
hörbar. Nicht alternativ oder gar konkurrent 
zu anderen zentralen Achsen des Angriffs auf 
die imperialen Zustände dieser Welt. 

Die Gipfel der selbst ernannten Führer der 
Welt sind ein Brennpunkt neoliberaler und 
imperialer Politik. Der Widerstand gegen die- 
se Verhältnisse muss solche Events nutzen, 
diese Zurichtung der Welt und der Menschen 
grundsätzlich in Frage zu stellen und anzu- 
greifen. Denn in Punkto Sicherheit, Ökono- 
mie und Governance geht es bei diesen Gip- 
feln um den Zugriff der neoliberalen Ideolo- 
gie und Praxis der Herrschenden auf alle Le- 
bensbereiche. 

Der G8-Gipfel bietet die Möglichkeit, von 
der entgegengesetzten, emanzipatorischen 
Seite unterschiedliche Kritiken und alterna- 
tive Vorstellungen zusammenzuführen, zu 
vernetzen und zu zuspitzen - seien es femi- 
nistische, antifaschistische oder antimilitari- 
stische, sei es von Migrant/innen, Erwerbs- 
losen, Ökoaktivist/innen oder Antikapita- 
list/innen - und damit die menschenverach- 
tende Politik sichtbar zu machen und der G8 
die Legitimation und politische Deutungsho- 
heit abzusprechen. 

Dabei haben wir nicht die Illusion, dass der 
Gipfelprotest, wie erfolgreich auch immer, die 
Verhältnisse grundsätzlich zum Tanzen 
bringt. Aber er ist ein guter Anlass, unseren 
Rhythmus auszuloten - und das heißt, eine 
gemeinsame Praxis über den Gipfel hinaus 
zu finden. So gehen wir in die nächsten Mo- 
nate, wissend um die „Mühen der Ebene“, die 
vor und nach den Gipfeln liegen. 

Darin verorten wir unseren Vorschlag zu 
einer 
- die G8-Mobilisierung begleitenden Anti- 

Folter-Kampagne 
- für Aktionen gegen Bundeswehreinsätze 

und den drohenden Krieg gegen den Iran 
- für Initiativen gegen Lagerhaft, ob nun von 

Flüchtlingen oder Gefangenen, ausgehend 

z.B. von den Camps 2006 und 2007 
- für einen Aktionstag gegen Krieg und Fol- 

ter während des Gipfels 2007, wie es ihn 

auch gegen das Migrationsregime geben 
muss. 

In einer gemeinsamen Kampagne können 
wir die Zusammenhänge imperialistischer In- 
teressen - Funktionalisierung und Liquidie- 


rung der Menschenrechte aufzeigen, die Heu- 
chelei sowohl der „Koalition der Willigen“ 
wie die der „Unwilligen“ angreifen, den Le- 
genden der „Ausrutscher“ die Systematik ge- 
genüber stellen, - eben Stellung beziehen ge- 
gen Krieg, Folter, gezielte Tötungen, Lager 
etc. 

Die Aktivitäten sollen den Bogen spannen 
von Guantanamo-Bay, über Abu-Ghraib, den 
staatlichen gezielten Tötungen, den Folter- 
Joint-Ventures z.B. zwischen den USA und 
Marokko bis zu den europäischen Folterbe- 
fürwortern und -nutznießern. Verknüpfun- 
gen sollten und können hergestellt werden 
zu den Abschottungsstrategien gegen Flücht- 
linge und Migrant/innen und der entspre- 
chenden exterritorialen Lagerpolitik, Isolati- 
onshaft in Europa, EU-Antiterrorliste und 
neue Sicherheitsgesetze, DNA-Datei und Is- 
lamisten-Kartei.... 

Ziel ist dabei auch, z.B. konkret den Vor- 
bereitungen weiterer Kriege gezielt in die 
Quere zu kommen. Oder, ebenso konkret in 
die Folterdebatte in Deutschland einzugrei- 
fen und die hiesigen „Folter-Sympathisan- 
ten“ anzugreifen und bloßzustellen. 

Dabei geht es uns darum, die internationa- 
le Entwicklung („Globalisierung“, perma- 
nente Kriege, Menschenrechts-Shutdown...) 
mit der Entwicklung in Europa/ Deutschland 
(Verschärfung der „Inneren Sicherheit“, 
Durchsetzung der x-ten „Anti-Terror-Pake- 
te“) zu verknüpfen - und Aktionsmöglich- 
keiten zu schaffen. 

Als Beispiel nehmen wir die aktivistische 
Verknüpfung der Frage von Krieg und Folter 
während der NATO-Sicherheitskonferenz im 
Februar 2006 in München. Mit dem Trans- 
parent „Stoppt den globalen Krieg der NA- 
TO-Staaten“ wurde die Demonstration von 
einem „Gefangenentransport“ der besonde- 
ren Art angeführt: eine Gruppe von Men- 
schen in orangefarbenen Overalls marschier- 
te durch Münchens Straßen. Guantänamo- 
Bay ist überall. 

Solche verbindenden Aktionen wünschen 
wir uns zahlreich vor und während des G8- 
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Transparent beim Ostermarsch 2006 in Hamburg 


Gipfels in Heiligendamm. Gerade im Rahmen 
der Gipfeltage muss es einen Aktionstag ge- 
gen Krieg, Folter und Lager geben. 

Anlässe vor dem Gipfel 2007 sind z.B. die 
nächste Münchner Sicherheitskonferenz im 
Februar 2007, der NATO-Gipfel im Mai 2007 
in Portugal oder die im Frühjahr 2007 statt- 
findenden Treffen der EU-Minister, oder die 
der zahlreichen „Expertenrunden“, die den 
Gipfel 2007 vorbereiten. 


Foltern für die Menschenrechte 


1948 wurde in der UN-Charta das Folterver- 
bot als zwingendes Gewohnheitsrecht nie- 
dergeschrieben. In der Anti-Folterkonventi- 
on von 1984 wurde sie als absolutes Verbot, 
d.h. als „notstandsfeste Norm“, ohne Ein- 
schränkungen festgelegt. Trotzdem wurde 
natürlich weiter gefoltert - werden heute im- 
mer noch in über 100 Staaten Gefangene mit 
allen nur erdenklichen Techniken unter 
Druck gesetzt, drangsaliert und misshandelt. 

Also: welchen Wert haben solche Abkom- 
men, wenn sie sowieso nicht von allen Staa- 
ten eingehalten werden? Als allgemeine 
Richtlinien werden sie zur Basis der Verstän- 
digung zwischen Menschen und Völkern er- 
klärt. Alle Menschen sind gleich, aber man- 
che sind gleicher. Das gilt auch für Staaten. 
Abgesehen also von der Möglichkeit der in- 
dividuellen Klage vor dem europäischen oder 
internationalen Menschengerichtshof, ist ge- 
genwärtig die Frage der Menschenrechte vor 
allem eine ideologische Waffe in den Händen 
derer, die sie machtvoll aushebeln. 

Darin ist der Westen geübt. Das Anpran- 
gern von Menschenrechtsverletzungen im 
„sozialistischen Lager“ war Bestandteil des 
antikommunistischen Rollbacks. Im Unter- 
schied zu heute brauchte es allerdings aus 
Gründen der Systemkonkurrenz die feste Be- 
hauptung, dass so was im eigenen Lager nicht 
vorkommt. Heute gehen die Hauptmächte 
viel ungenierter zur Sache, nach dem Prin- 
zip „Wer die Macht hat, hat das Recht“ - oder 
kreiert es halt neu. 

Als im Frühjahr 2004 die Fotos der gefol- 
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terten Gefangenen in Abu-Ghraib öffentlich 
wurden, verharmloste die US-Regierung 
zunächst diese erschütternden Misshandlun- 
gen als isolierte Fälle und wälzte die Verant- 
wortung auf Einzeltäter der US-Streitkräfte 
(„Bad Apples“) ab. Zu halten war diese Ver- 
teidigungslinie allerdings nicht, zu viele Fak- 
ten und digitale „Schnappschüsse“ drangen 
in die Öffentlichkeit. Bis eindeutig klar war: 
Die Anweisungen, die Genfer Konventionen 
zu verletzen und die Gefangenen zu mis- 
shandeln, kamen direkt aus dem Weißen Haus 
und dem Pentagon. Von denen wurde natür- 
lich bis heute niemand belangt. 


Von Panama bis Abu-Ghraib 


Die Fotos aus Abu-Ghraib dokumentieren 
Foltermethoden, die die CIA seit über 50 Jah- 
ren anwendet, perfektioniert und in andere 
Länder importiert. 

In der „School of the Americas (SOA)“ - 
seit 2001 in „Institut der westlichen Hemis- 
phäre für Sicherheitszusammenarbeit“ um- 
benannt - wurden im Rahmen des Counter 
Insurgency Programms ca. 60.000 La- 
teinamerikaner in gezieltem Töten, psycho- 
logischer Kriegsführung und Verhörmetho- 
den ausgebildet. Zur „Förderung der Demo- 
kratie in Lateinamerika“ wurden hunderttau- 
sende Menschen durch Absolventen der SOA 
gefoltert, massakriert, zum Verschwinden 
gebracht und ermordet. Als die Tupamaros 
1970 einen angeblich zivilen Berater einer 
US-Hilfsorganisation namens Mitrione ent- 
führten, konnten sie den Zweck seines Auf- 
enthaltes enttarnen. Als Mitglied des Office 
ofPublic Safety hatte er die Aufgabe, Militärs 
und Polizeischüler in lateinamerikanischen 
Ländern in Verhörmethoden für den Anti- 
Guerilla Kampf zu unterrichten. Wie diese 
Methoden auszusehen hatten, demonstrierte 
er bereits in seinen Unterrichtsstunden, in de- 
nen er vier Obdachlose mit Elektroschocks zu 
Tode folterte. Sein Motto lautete: „Der rich- 
tige Schmerz am richtigen Ort zur richtigen 
Zeit“. 

Über dreißig Jahre später, dem Motto stets 
treu geblieben und die Methoden weiter aus- 
gefeilt, wird die Folter heute als notwendiger 


Am 1. Juni waren erneut 89 Gefangene auf Guantanamo in den Hungerstreik getreten, 
sechs von ihnen werden zwangsernährt. Die Gefangenen kämpfen gegen die unbegrenz- 
te Inhaftierung und ihre absolut rechtlose Lage. Ende Mai berichtete die „Zeit" über den 
auf Guantanamo inhaftierten Murat Kurnaz aus Bremen. Sein Anwalt - einer der weni- 
gen, die überhaupt das Lager betreten dürfen - berichtete, sein Mandant werde „wie ein 
Tier gehalten". Er werde bei Verhören an den boden gekettet, habe keinen Kontakt zu 
seiner Familie, „er sitzt in einer winzigen Zelle, wo er außer dem Koran nichts zu lesen 
bekommt". Die US-Behörden, so der Anwalt, würden in den Akten nicht weniger als fünf- 


mal festhalten, dass er unschuldig sei! Trotzdem wird Murat Kurnaz nicht entlassen. 


Teil des Kampfes für Menschenrechte legiti- 
miert. Der Zweck heiligt also die Mittel. In- 
ternationale Abkommen, wie z.B. die Anti- 
Folterkonvention der UNO von 1984, die je- 
de physische und psychische Misshandlung 
von Gefangenen verbietet, oder die Genfer 
Konvention zur Behandlung von Kriegsge- 
fangenen werden von der USA, Großbritan- 
nien oder anderen ihr beigetretenen Staaten 
ignoriert, bzw. ausgesetzt, wie Bush 2002 be- 
kannt gab. Justizminister Gonzales erklärte 
2005 öffentlich, dass sich amerikanische 
Agenten nicht in jedem Fall an die Antifol- 
terkonvention halten müsse. Kriegsminister 
Rumsfeld erließ ein Ge- 
heimprogramm zur Ver- 
folgung der Al-Qaida- 
Führung, das Folter und 
Mord genehmigt, und 
CIA-Direktor Porter 
Goss erklärte das „wa- 
‚ terboarding“ zur offizi- 
ellen Verhörmethode. 
Parallel dazu wird die 
Definition von Folter 
eingeschränkt, mit der 
= Absicht den Taten die 
Schärfe zu nehmen und 
ungehindert agieren zu 
können. Durch die Ver- 
harmlosung von Folter 


um 


Demonstration gegen die SOA, hier 2000 in Washington. Jedes werden weltweit Maß- 


Jahr finden in den USA z.T. sehr große Demonstrationen gegensstäbe gesetzt und Präze- 


die „Schule” statt. 


denzfälle geschaffen. 


In aller Offentlichkeit 

Darin unterscheidet sich die Situation heute 
von der vor 30 Jahren: Folter und Men- 
schenrechtsverletzungen finden quasi in al- 
ler Öffentlichkeit statt; sie werden nicht 
grundsätzlich geleugnet, sondern relativiert 
und gerechtfertigt. Es ist nicht notwendig 
Folterspezialisten zu entführen, um Skanda- 
le aufzudecken. Diese decken sich durch heu- 
tige Informationstechnologien und dem ko- 
lonialistischen Siegergehabe der Täter fast 
schon von selbst auf. Die ganze Welt weiß 
mittlerweile darüber Bescheid, wenn auch 
nicht um jedes Detail. Während andere Staa- 
ten in solch einem Fall längst Strafsanktio- 
nen unterworfen worden wären, besteht die- 
se Gefahr für die Weltmacht nicht. 

Die US-Regierung präsentiert sich als gren- 
zenlose Macht, die im „Enduring Freedom“ 
genannten Anti-Terror Krieg über jedes Recht 
erhaben ist. Nicht umsonst lehnt sie den In- 
ternationalen Strafgerichtshof als Instanz ab. 
Niemand soll es wagen sich dieser Macht ent- 
gegenzustellen oder über sie zu richten. 

Im Zuge der globalen Machtpolitik wurde 
neben „Schurkenstaaten“ auch eine neue 
Menschenklasse erschaffen: „The unlawfull 
enemy combatant‘. Einen ähnlichen Status 
des „Gesetzlosen“ benutzte die französische 
Regierung bereits im Algerienkrieg, um die 
Gefangenen aus dem Befreiungskampf ohne 
Schutz durch die Genfer Konventionen fol- 
tern zu können. Ein ungehöriges Maß an Ras- 
sismus und Menschenverachtung ist vonnö- 
ten, um diese Selektion zwischen den „Zivi- 


lisierten“ und „Nicht-Zivilisierten“ zu betrei- 
ben oder zu unterstützen. 

Weder die Genfer Konventionen, die die 
Behandlung als Kriegsgefangene ermögli- 
chen, noch die amerikanische Gerichtsbarkeit 
werden den Gefangenen in den Lagern zu- 
gestanden. Noch immer befinden sich 400 
dieser rechtlosen Menschen aus 35 Nationen 
in Lagern des US-Stüztzpunkts in Gu- 
antanamo-Bay aufKuba. Wie viele insgesamt 
in geheimen Lagern und Folterkammern ge- 
fangen gehalten werden, wissen wir nicht. 
Aber wir wissen, dass sie existieren, und dass 
die US-Regierung in ihrem Krieg durchaus 
bereitwillige Helfer und Begleiter hat, die 
ebenso wenig Skrupel haben, schlimmste 
Menschenrechtsverletzungen im Kreuzzug 
für Menschenrechte zu begehen oder aus ih- 
nen Profit zu schlagen. 

Ein System, „rendition“ genannt, ermög- 
licht die Übergabe von Gefangenen an Län- 
der wie Syrien, Ägypten, Marokko oder Pa- 
kistan zum Zwecke der „Nachrichtengewin- 
nung‘. Bush erließ 2001 eigens dafür eine Di- 
rektive, die diese Maßnahmen legitimiert. 
„Verdächtige Personen“ werden von der CIA 
entführt und in entsprechende befreundete 
Folterregime zum Verhör gebracht. Gleich- 
zeitig prangert der US-Menschenrechtsbe- 
richt Folter in Ägypten an. In dieses geheime 
CIA-Foltersystem sind dutzende Staaten in- 
volviert, solche, die Stützpunkte und Kerker 
zur Verfügung stell(t)en, die die Verschubung 
der Gefangenen durch Zwischenlandungen 
erlaubten, oder an Verhören teilnahmen. 

Das Geheime ist allerdings nur bedingt, 
denn die Öffentlichkeit weiß um die Tatsache 
- und soll es auch wissen. So wie alle wissen, 
dass die Menschenwürde auf Polizeirevieren, 
in Gefängnissen oder bei Abschiebungen 
nicht gerade eine Heimstatt hat. Willkür und 
Gewalt von Polizeibeamten, Bundesgrenz- 
schutz oder Gefängniswärtern haben bereits 
mehrere Todesopfer gefordert. Die Isolati- 
onshaft wurde jahrzehntelang als „weiße“ 
Folter gegen politische Gefangene in der BRD 
eingesetzt und in andere Länder exportiert. 
Während aber die deutschen Regierungen öf- 
fentlich und vor Menschenrechtsgremien ab- 
stritten, dass politische Gefangene gefoltert 
würden, und wer das Gegenteil behauptete, 
strafrechtlich verfolgt wurde, interessiert das 
die US-Regierung wenig. 


Folter ist Krieg gegen 


die Gesellschaft 

Folter ist eine allmächtige Waffe, die nicht 
nur bei den gefolterten Menschen Schmerz 
und Ohnmacht erzeugen soll, ausgeliefert 
und ohne Hoffnung. In der Gefangenschaft 
steht der Staat dem Menschen in voller 
Machtentfaltung gegenüber. Gefangene 
zum Sprechen zu zwingen und Geständ- 
nisse zu produzieren ist nur eine Funktion 
von Folter. Letztendlich geht es um die Be- 
herrschung von Menschen - in der Folter 
ist das konkret und unmittelbar. Sie mani- 
festiert die gewaltsame Dimension der 
Macht und zielt darauf ab, den Willen ei- 
nes Menschen zu brechen. Der gefolterte 


Mensch soll verdinglicht, d.h. zu einer Sa- 
che herabgewürdigt werden. Auch das zei- 
gen die Fotos von Abu-Ghraib: Die Ent- 
menschlichung der einen durch ihr eigenes 
grausames Tun, und die Entwürdigung und 
Demütigung der anderen. Diese Foltersze- 
nen dienten nicht dem Verhör, sondern der 
moralischen und religiösen Erniedrigung, 
die sich auch an die Zuschauer richtete. Die 
Dokumentation der Misshandlungen, die 
sexuelle Erniedrigungen als gängige Praxis 
zeigen, die auch in den USA an der Tages- 
ordnung sind, ist Teil der Macht- und Un- 
terwerfungsstrategie. Demonstriert an den 
Gefangenen, während die Besatzungs- 
macht ansonsten im Irak nur Niederlagen 
erleidet. 

Regime jeder Sorte bedienen sich der Fol- 
ter, um ihre Herrschaft zu stabilisieren und 
oppositionelle Bewegungen abzu- 
schrecken. Die ganze Gesellschaft soll dis- 
zipliniert und autoritär organisiert werden. 
Die Gewalt, die von „oben“ kommt, legiti- 
miert und forciert gewalttätige und rassi- 
stische Strukturen in allen gesellschaftli- 
chen Bereichen. Mitwissende werden zu 
Mittätern. Die Verteidigung der westlichen 
Lebensform fordert diesen Preis. Wer nicht 
dagegen ist, ist dafür. Und dagegen zu sein, 
beinhaltet deswegen auch die ziemlich fun- 
damentale Kritik einer Lebensweise, die da- 
mit leben kann. Nur oberflächlich verdeckt 
die behauptete Normalität kolonialistisches 
Denken und rassistische Strukturen. Die 
Rechtfertigung für den „Anti-Terror-Krieg“ 
und die Folter produzieren dabei nicht die 
Regierungen, sondern diejenigen, die sie 
zulassen. 

Diese autoritäre Formierung durchdringt 
alle sozialen Beziehungen, vergiftet sie. 
Und das ist durchaus gewollt. 

Wenn also nach Abu-Ghraib in Kinder- 
gärten das Räuber und Gendarm-Spiel 
durch das Spielen der Folter abgelöst wur- 
de, ist das nur folgerichtig. So was kommt 
von so was. 


Krieg und prekäre Verhältnisse 


Dass der Krieg die Lebensbedingungen der 
Betroffenen zu einer äußeren Angelegen- 
heit macht, ist allen bewusst. Aber ist nicht 
genau das der Zweck dieses nicht-enden- 
dürfenden Anti-Terror-Krieges? Soziale Si- 
cherheiten werden weltweit abgebaut und 
immer größere Teile der Bevölkerungen 
können an den produzierten Reichtümern 
nicht mehr teilhaben. Die neoliberale Aus- 
richtung des Kapitals erzeugt neue Formen 
einer globalen Kolonisierung. So genannte 
Sonderproduktionszonen wie die Maquila- 
doras, in denen die Arbeiter/innen keiner- 
lei Rechte haben, erfahren globale Auswei- 
tung. Bis zu 30 Millionen Menschen, ins- 
besondere Frauen, auf 70 Länder verteilt, 
von China bis Honduras schuften in diesen 
Fabriken. 

Im Zuge der Privatisierung und Deregu- 
lierung wird das Heer der Ausgebeuteten 
und Arbeitslosen immer größer. Neo-Libe- 
ralismus, der in seiner Ideologie häufig mit 


dem Begriff der „Freiheit“ jongliert , ist 
nichts anderes als ein globalisierter Kapi- 
talismus mit transkontinentalen Oligarchi- 
en. Auch in Europa vertieft sich der Bruch 
zwischen denen, die noch Arbeit haben, al- 
so noch gebraucht werden und denen, die 
keine mehr haben, also auch nicht ge- 
braucht werden. 

Kapitalistische Globalisierung bedeutet 
nichts anderes als Fragmentierung und so- 
ziale Ausgrenzung. Dafür sorgen elektroni- 
sche Überwachungssysteme, die an den 
Grenzen aufgestellt werden. Dafür sorgt die 
Diskrepanz zwischen Industriestaaten und 
Billiglohnländern. Dafür sorgt die Eintei- 
lung in Menschen mit und ohne Grund- 
rechte. 

Der „Krieg gegen den Terrorismus“ ist mit 
der Ausweitung des Welthandels verkop- 
pelt und legitimiert jede Brutalität. Letzt- 
lich ist auch der Freihandel nur eine ande- 
re Kriegswaffe. Die neoliberale Ideologie 
verkauft die Gesetze des Marktes als 
zwangsläufig und naturgemäß. Jeder Wi- 
derstand für Veränderungen soll zwecklos 
erscheinen. Die Menschen sollen, verding- 
licht, als Material in den Profitmaschinen 
eingesetzt werden oder als nutzloses Über- 
bleibsel vermodern. Für dieses kapitalisier- 
te Verhältnis zum Menschsein und den 
Grundbedürfnissen könnten zahllose Bei- 
spiele aufgezeigt werden. Armut, Hunger, 
wieder aufkommende Seuchen, die mit we- 
nigen Mitteln verhindert werden könnten, 
die Privatisierung von Trinkwasser oder die 
Patentierung von Nahrungsmitteln sind 
nicht Auswirkungen, sondern Teil der neo- 
liberalen Strategie. Ehemals vorhandene 
soziale und politische Kontroll- und 
Schutzmechanismen werden im Zuge der 
Deregulierung und Privatisierung ab- bzw. 
aufgelöst. 


Ausnahmezustand ist demokratische 


Normalität 

Die Politik des permanenten Ausnahmezu- 
standes, die seit dem 11.9. 2001 auf allen 
Ebenen die globalen Strukturen bestimmt, 
stellt den Geltungsanspruch verfassungs- 
rechtlicher Garantien und internationaler 
Verpflichtungen, also den Geltungsan- 
spruch von Recht überhaupt, offensiv in 
Frage. „Verdächtigen Personen“ - ein der 
politischen Konjunktur unterworfener und 
nur dadurch bestimmbarer Personenkreis - 
werden in Folge Grund- und Bürgerrechte 
abgesprochen. Ständig erweiterte restrikti- 
ve Sicherheitsmaßnahmen schränken die 
bürgerlichen Freiheitsrechte auf innenpoli- 
tischer und globaler Ebene immer stärker 
ein. Dafür werden gesetzliche Grundlagen 
geschaffen, vorhandene Gesetze verändert 
und der übergesetzliche Notstand zum Nor- 
malzustand umdefiniert. 

Wir nennen nur einige Beispiele: Die EU- 
„Terrorliste“, der europäische Haftbefehl, 
der Flugdatenabgleich, die Aufnahme bio- 
metrischer Daten in Personaldokumente, 
der allgemeine Ausbau von Datenbanken 
und Sicherheitsbehörden, Überwachungs- 
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kameras im öffentlichen Raum, Mi- 
litäreinsätze im Inneren, Repression gegen 
Arbeitskämpfe, Flugüberwachung bei der 
Fußball-WM und, und, und... 

Die Institutionalisierung der Ausnahme 
zeigten schon die Sondergesetze, die ur- 
sprünglich gegen die bewaffneten Gruppen 
nach 1970 eingeführt wurden. Obwohl es 
diese Gruppen nicht mehr gibt, werden die 
Gesetze weiter angewandt und ausgebaut, 
Sonderhaftbedingungen staatenübergrei- 
fend angeglichen und gegen immer größe- 
re Gruppen von politischen Gefangenen 
angewendet. 

Der permanente Kriegszustand in „Zei- 
ten des Terrors“ bietet und bildet den Rah- 
men, die früher als Notstandsmaßnahmen 
definierte Außerkraftsetzung demokrati- 
scher Prinzipien als Norm zu verankern. Das 
ist das, was wir die Etablierung des Rechts, 
keine Rechte zu haben, nennen. Dies ist die 
Art von Weltinnenpolitik, wie sie auf G8- 
Gipfeln besprochen, beschlossen und in der 
Folge weltweit durchgesetzt wird. Bei so 
viel Extra-Legalität, normalisierender Aus- 
nahme, dauerhaft temporären Sondermaß- 
nahmen, scheinen die Herrschenden nur 
bedingt nach dem Motto zu verfahren: le- 
gal, illegal, scheißegal. 


Menschenrechte revolutionär durch- 
setzen? 

Die schon erwähnte Menschenrechtsdekla- 
ration von 1948 behauptete eine globale 
Gültigkeit und gab den klassischen Frei- 
heitsrechten universelle Geltung. Sie war 
nicht nur Konsequenz der maßlosen Men- 
schenrechtsverletzungen im Faschismus 
und 2. Weltkrieg, sondern ihr gingen 200 
Jahre heftige Auseinandersetzungen vor- 
aus. Seit der Aufklärung wurden die wich- 
tigsten Eigenschaften der Menschenrechte 
mit ihrer Vorstaatlichkeit und ihrer Unver- 
äußerlichkeit begründet. 

Der Realität entsprach dies allerdings nie. 
Obgleich die bürgerlichen Menschenrechte 
z.B. in den „Virginia Bill of Rights“ 1776 
in den Vereinigten Staaten Verfassungs- 
rang hatten, wurden weiter Sklaven gehal- 
ten und das Land kolonisiert. 

Die Menschenrechte wurden zu einem 
Kampfbegriff - gegen Monarchismus und 
feudale Strukturen. Die Durchsetzung der 
Bourgeoisie, aber auch die Abschaffung der 
Sklaverei oder das allgemeine Wahlrecht 
erfolgten in ihrem Namen. Und zu diesen 
Bürgerrechten gehörte auch das Recht auf 
Eigentum an den Produktionsmitteln und 
das Recht auf Ausbeutung von Menschen 
und Natur. Die soziale Verelendung des ent- 
stehenden Proletariats während der Indu- 
strialisierung war also durchaus men- 
schenrechtskonform. Deswegen begriffen 
Marx und die sich entwickelnde 
Arbeiter/innenbewegung die individuellen 
Freiheitsrechte als bourgeoises Konzept, 
das dazu diente, die Position der herr- 
schenden Klasse zu festigen, und forderte 
die sozialen Rechte ein. 

Der Konflikt über die Gleichrangigkeit 


zwischen den sozialen und individuellen 
Menschenrechten findet sich in den globa- 
len Auseinandersetzungen bis heute wie- 
der. In diesem Konflikt drückt sich auch der 
Klassenkampf aus - und Rechtsdefinitionen 
enthüllen den Klassencharakter ihrer Pro- 
tagonisten, selbst wenn es nur auf Papier 
steht und nicht Wirklichkeit ist. So war es 
natürlich eine wichtige Entwicklung, als in 
den 70er und 80er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts auf Druck der so genannten 
Entwicklungsländer das Recht der Völker 
auf Selbstbestimmung in ihrer wirtschaft- 
lichen, sozialen und kulturellen Entwick- 
lung als Konvention angenommen wurde. 
1993 wurde auf der Weltmenschenrechts- 
konferenz in Wien ein Verhältnis der 
„Nichtselektivität“ zwischen den zivilen 
und politischen und den wirtschaftlich, so- 
zialen und kulturellen Menschenrechten 
definiert. Die in diesen Jahren festgelegten 
Rechte für Frauen, gegen Rassendiskrimi- 
nierung, gegen Folter oder gegen die Apart- 
heid verweisen auf internationale gesell- 
schaftliche Prozesse, die ihren Einfluss gel- 
tend machten. Denn ohne die realen Be- 
wegungen gegen Kolonialismus, ohne die 
Frauenbewegung und die Kämpfe der An- 
ti-Apartheidsbewegung hätten diese Kon- 
ventionen niemals Einzug in die UNO ge- 
halten. 

Wenn wir also von Menschenrechten re- 
den, beziehen wir uns nicht auf die Papie- 
re und Konventionen, sondern in erster Li- 
nie auf die Prozesse, die sie formulieren und 
für ihre Umsetzung kämpfen. 

Unbeeindruckt von diesen Definitionen 
verschärft sich die soziale Entwicklung 
weltweit. Die Widersprüche zwischen Arm 
und Reich verschärfen sich zusehends. In 
jedem Moment werden immense Reichtü- 
mer geschaffen, während gleichzeitig über 
zwei Milliarden Menschen in absoluter Ar- 
mutleben. Täglich sterben ca 100.000 Men- 
schen an Hunger oder seinen Folgen. Um 
diese Wirklichkeit geht es - und um das Re- 
gime, das diese Wirklichkeit braucht, pro- 
duziert und sichert. 


Kein ruhiges Hinterland für Folterer 


und ihre Befürworter 

Es wäre tatsächlicher purer Antiamerika- 
nismus, Folter als ausschließliche US-Pra- 
xis zu thematisieren. Die amerikanisch-bri- 
tische Koalition mitsamt ihren polnischen, 
spanischen, italienischen u. a. Hilfstruppen 
bilden eine internationale Foltergemein- 
schaft im Irak. Und die hat auch Bestand 
im weltweiten System der geheimen Ker- 
ker. Und da machten (und machen) auch 
die Staaten, wie Deutschland, mit, die nicht 
direkt im Irak militärisch eingreifen woll- 
ten. Täglich werden uns neue Beispiele prä- 
sentiert: Die kanadische Regierung torpe- 
dierte ein Abkommen, welches das „Ver- 
schwindenlassen von Gefangenen“ verbie- 
ten sollte. Die EU-Staaten schieben in 
großer Einigkeit Gefangene in Folter-Staa- 
ten ab. Deutsche Sicherheitsdienste besu- 
chen Folteropfer und übersehen die Bles- 


suren. Bundeskriminalamt und der Bunde- 
snachrichtendienst machen sich unter Fol- 
ter erpresste Aussagen zu nutze. Undso- 
weiterundsofort. 

Das alles verwundert nicht, gibt es doch 
seit Jahren hierzulande eine Debatte, die das 
absolute Folterverbot zunehmend in Frage 
stellt. Die potentiell vorhandene gesell- 
schaftliche Bereitschaft, diesen Tabubruch 
zu vollziehen, zeigte sich in der Diskussion 
um das Verhalten des damaligen Frankfur- 
ter Polizeivizepräsidenten Daschner, der im 
Herbst 2002 einem Kindesentführer Folter 
androhen ließ, um Informationen über das 
Versteck zu erzwingen. Er konnte auf das 
Verständnis von Repräsentanten aus Justiz, 
Politik und Medien zählen. Auf die des 
Stammtisches ohnehin. 

„Die auf Lebensrettung gerichtete Fina- 
lität“ lässt die „Androhung oder Zufügung 
körperlichen Übels“ schon mal zu. Das heis- 
st, wenn Leben gerettet werden kann, dann 
ist der Einsatz von „ein bisschen Folter“ 
durchaus legitim. Auf diesem Niveau wur- 
den Positionen geltend gemacht, Grund- 
rechte gegeneinander gerechnet, und die 
Menschenwürde in neuen Kommentaren 
zum Grundgesetz feinsinning juristisch an- 
getastet. Damit andere die Hand anlegen 
können. Bedrohungsszenarien werden er- 
schaffen, um die Notwendigkeit für Aus- 
nahmen salonfähig zu machen. Begründet 
mit einer verschärften Sicherheitslage in 
Europa nach den Anschlägen von Madrid 
und London wird zuerst argumentativ die 
Geltung der Menschenrechte für Alle zur 
Disposition gestellt - um dann den hand- 
greiflich werdenden Folterknechten und 
ihren Vorgesetzten ein Notwehrrecht ein- 
zuräumen. 

Der Trick ist die grundsätzliche Unan- 
tastbarkeit in einen zu schützenden Kern 
und ein angreifbares Außen des Menschen 
aufzusplitten. Die Befürwortung der Zuläs- 
sigkeit von Folter in Ausnahmefällen führt 
direkt in den Ausnahmestaat, der den Aus- 
nahmezustand institutionalisiert. Aber al- 
lein schon, dass am Beispiel des Daschner- 
Falls Folter diskutabel wurde und das Für 
und Wider abendliches Unterhaltungspro- 
gramm in Talk-Shows wurde, zeigt den 
„moralischen Dammbruch“ auf, den die 
Gesellschaft bereits vollzogen hat. 

Deswegen auch: kein ruhiges Hinterland 
für Folterer und ihre Befürworter! 


Anti-Folter-Kampf ist kein Thema, 
keine Sache von Menschenrechts- 


gruppen 


Das meinen wir wörtlich und in jedem Sin- 
ne. Zuerst mal, dass dieser Kampf von so 
zentraler Bedeutung für den eigenen Be- 
griff sozialer Perspektiven ist, dass man es 
gar nicht irgendwelchen „Spezialgruppen“, 
auch nicht Libertad!, überlassen darf. Des- 
wegen ist es auch kein Thema, einzureihen 
in der Vielfalt linker Themen und dem seit 
einigen Jahren grassierenden Verständnis 
von Themen-Politik statt gesellschaftlicher 


Organisierung. Dass es aber kaum ein The- 
ma in der Argumentation und Praxis lin- 
ker Gruppen ist, hat wiederum sicher damit 
zu tun, dass es für eine zweitrangige Frage 
gehalten wird. 

Tatsächlich berührt die Frage von Krieg 
und Folter einen Zentralbereich linker Po- 
litik und Vorstellung. Ignorieren und Nicht- 
Verhalten stellt die Fähigkeit, gesellschaft- 
liche Perspektiven zu entwickeln, in Frage. 
Wie andererseits jedes taktische Lavieren 
(nicht ganz unbekannt in der Geschichte 
linker Bewegungen) Befreiungsansätze zer- 
stört. 


Globales Handeln ist möglich 


Ein zentrales politisches Anliegen in der 
G8/2007-Mobilisierung von uns ist, diese 
Zusammenhänge in den Aktivitäten aufzu- 
greifen und Widerstandsperspektiven zu 
entwickeln. Der Kampf für des Menschen 
Recht stellt das globale Ausbeutungssystem 
grundsätzlich in Frage und kann unserer 
Meinung nach nur antikapitalistisch ge- 
führt werden. Der Kampf gegen Folter und 
Todesstrafe richtet sich gegen die Zer- 
störung jeglicher menschlicher Werte und 
Würde. Die neoliberale Ideologie will Soli- 
darität zerstören - wir wollen sie aufbauen, 
an jedem Punkt, an dem Menschen zusam- 
mentreffen, die die kapitalistische Verwer- 
tung ablehnen und sich andere Gesell- 
schaftsformen vorstellen können. 

Dafür ist der G8-Gipfel eine gute Mög- 
lichkeit. Der Prozess der Vorbereitung und 
Organisierung kann Strukturen der natio- 
nalen wie internationalen Zusammenarbeit 
vertiefen und gemeinsame Ziele klarer wer- 
den lassen. Wir sind da nicht nur guten Mu- 
tes, sondern auch zu allen Schandtaten be- 
reit. Schon jetzt sind verschiedene Schwer- 
punkte der politischen Arbeit und Praxis in 
der Mobilisierung vertreten. Wir halten das 
für eine große Bereicherung. Da die globa- 
len Themen der Ausbeutung jeder Couleur 
miteinander verbunden sind, muss es un- 
ser Widerstand auch sein. Gegen ein Sy- 
stem der Privatisierung setzen wir einen 
Prozess der Kollektivierung. Gegen soziale 
Ausgrenzung setzen wir auf eine Welt oh- 
ne Grenzen. 

Diese Ziele wollen wir in der Mobilisie- 
rung, während des Gipfels und danach als 
Inhalte praktisch erfahrbar machen. Gegen 
die Verdinglichung setzen wir unseren Wi- 
derstand gegen alle Instanzen, die den Men- 
schen nicht mehr als autonomes Subjekt 
verstehen. 

Für eine radikale Intervention in die Ver- 
hältnisse. 

Für das produktive Chaos des Aufruhrs. 
Für einen Widerstand, der auf Befreiung 
zielt. 

Ahoi. 


Initiative Libertad!, Mai 2006 
Libertad!, Falkstr. 74, D-60487 Frankfurt 
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Freispruch in Sachen Online-Demo gegen Lufthansa AG 


Also doch: online protest is not a crime 


Am 1. Juli 2005 wurde ein Aktivist der bun- 
desweiten Initiative Libertad! wegen Nöti- 
gung vom Amtsgericht Frankfurt unter Vor- 
sitz der Richterin Bettina Wild verurteilt. Hin- 
tergrund war der erste Prozess überhaupt in 
Deutschland wegen einer Online-Demo, die 
am 20. Juni 2001 gegen die Deutsche Luft- 
hansa AG stattfand. Rund 13.000 Menschen 
demonstrierten damals zu einem öffentlich 
angekündigten Zeitpunkt auf dem Internet- 
portal der Lufthansa, um gegen das Deporta- 
tion Business und die menschenverachtende 
Abschiebepraxis zu protestieren. 

Dieses Urteil wurde jetzt mit Beschluss (1 
Ss 319/05) vom 22. Mai 2006 durch den 1. 
Strafsenat des Oberlandesgerichts Frankfurt 
wegen Verletzung bestehender Gesetze kas- 
siert und der Angeklagte freigesprochen. Das 
Fazit ist deutlich: Online-Demos sind keine 
Gewalt, keine Nötigung, keine „Drohung mit 
einem empfindlichen Übel“, keine „Daten- 
veränderung“; auch eine Verurteilung als 
Ordnungswidrigkeit käme nicht in Betracht. 
Eine Ohrfeige für das Amtsgericht. Ausführ- 
lich geht das OLG auf den ausufernden Ge- 
waltbegriff im Urteil der Amtsrichterin ein 
und nimmt es regelrecht auseinander. Das 
OLG stellt fest, dass die Online-Demo auf die 
Meinungsbeeinflussung zielte. 

Damit wird nach fünf Jahren die Position 
von Libertad! bestätigt: Auch das Internet ist 
ein Ort für Proteste und Demonstrationen. 
Das hätten Polizei und Justiz tatsächlich ein- 
facher haben können. Stattdessen erklärten 
schon vor der Online-Demo Bundesjustizmi- 
nisterium und Verfassungsschutz die Aktion 
für rechtswidrig, sprachen sogar von Com- 
putersabotage. Danach ermittelte vier Jahre 
lang der Staatsschutz, es gab unangenehme 
Hausdurchsuchungen inklusive der Beschla- 
gnahmung unserer Rechner und der damit 
einhergehenden Behinderung unserer Arbeit. 
Zu guter Letzt wurde einer unserer Aktivisten 
mit einer haarsträubenden Urteilsbegrün- 
dung verurteilt. Verkürzt gesagt: Der Mau- 
sklick war Gewalt. 

Angesichts dieser juristischen Gewaltspira- 
le wird der Vergleich mit „dem Auslösen des 
Abzugs an einer Waffe“ zurückgewiesen und 
festgestellt, dass „die bloße Muskelinervati- 
on“ des Mausklicks und der „auf die Taste 
gesenkte Finger“ keine Gewalt und keine Dro- 
hung ist. 

Libertad! hatte zum Prozess die Kampagne 
„free online protest“ gestartet, um die Mei- 
nungs- und Versammlungsfreiheit im Inter- 
net zu verteidigen. Aus diesen grundsätzli- 
chen Erwägungen hatte auch der Angeklag- 
te die Sprungrevision eingelegt. Das Internet 
ist trotz seiner Virtualität ein realer öffentli- 
cher Raum. Wo schmutzige Geschäfte ge- 
macht werden, dort kann und muss man auch 
dagegen protestieren. Seit den Hausdurchsu- 
chungen im Oktober 2001 nutzte Libertad! 
das Strafverfahren, um in der Öffentlichkeit, 


aber auch vor Gericht das Internet als Raum 
für politischen Protest zu verteidigen, was 
uns auch Dank des Interesses und der Unter- 
stützung vieler gelungen ist. 

Doch so wichtig die Verteidigung der Mei- 
nungs- und Versammlungsfreiheit im Inter- 
net ist, sollten wir darüber nicht vergessen, 
dass die Online-Demo gegen die Lufthansa 
ein konkretes Ziel verfolgte. Und da ist die 
Bilanz trotz ständiger Proteste und Wider- 
stände immer noch sehr ernüchternd. Mehr 
als 20.000 Menschen werden jährlich ge- 
waltsam aus Deutschland abgeschoben, 
während gleichzeitig die Festung Europa mit 
Lagern, Stacheldraht, Polizei- und Mi- 
litäreinsätzen ausgebaut wird. Eine Politik, 
die Jahr für Jahr Hunderte von Toten fordert. 
Eine menschenverachtende Politik, die nur 
durch die Anstrengung vieler Gruppen, In- 
itiativen und Organisationen europaweit 
zurückgedrängt und gestoppt werden kann. 

Libertad! ist eine bundesweite Initiative, die 
es ernst meint mit Solidarität und Men- 
schenrechte und sich im Zusammenhang der 
weltweiten Kämpfe um Lebensbedingungen 
und Emanzipation begreift. Aktuell beteili- 
gen wir uns an der Mobilisierung gegen den 
G8-Gipfel 2007 in Heiligendamm. Letzte Wo- 
che haben wir ein Diskussionspapier veröf- 
fentlicht, das den „Krieg gegen Terror“ und 
die damit zusammenhängende neue Qualität 
von Folter, Lager und Rechtlosigkeit thema- 
tisiert; auf der Suche nach einer Praxis, die 
eingreift und mobilisiert. Dafür war für uns 
die Online-Demo immer ein Beispiel. 
Libertad!, 1.6., Hans-Peter Kartenberg 


Prozess gegen 
Akubuo 


Der nigerianische Flüchtling Akubuo hat 
mehr als 10 Jahre gegen die rassistischen 
Strukturen und Behörden in Mecklenburg- 
Vorpommern gekämpft. Seit er letztes Jahr 
geheiratet hat, muss er nicht mehr in Meck- 
lenburg-Vorpommern leben. Trotzdem legen 
es die Behörden immer noch darauf an, Aku- 
buo zu verfolgen. Es scheint, als zielten sie 
aufeine hohe Verurteilung ab! Sämtliche die- 
ser Fälle haben etwas mit Akubuos Wider- 
stand gegen die rassistischen Sondergesetz- 
te und die Willkür der Behörden zu tun: 

1. Akubuo hat immer wieder gegen das 
„Gutschein-System“ protestiert. Seine Prote- 
ste haben auch öffentliche Aneignungsak- 


Prozesstermine 20., 21., 28. 6. 
Amtsgericht in Parchim, 
Moltkeplatz, 

Beginn jeweils 10°° Uhr 


tionen bei Aldi und Penny beinhaltet - er 
wollte so auf den rassistischen Charakter des 
Gutschein-Systems hinzuweisen. Das ist der 
Grund, weshalb er jetzt wegen Diebstahl und 
Raub in mehreren Fällen angeklagt ist. 

2. Akubuo konfrontierte auch die Behör- 
den immer wieder (nicht zuletzt auf persön- 
licher Basis) in Sachen Gutschein-System: 
Anlässlich einer dieser Konfrontationen ließ 
er die MitarbeiterInnen des Sozialamts wis- 
sen, dass (unter anderem) ihre Computer ras- 
sistisch seien. Mindestens zwei dieser Geräte 
sahen sich folglich direkten Attacken durch 
Akubuo ausgesetzt. Auch das soll jetzt ver- 
handelt werden. 

3. Einer von Akubuos wichtigsten Kämp- 
fen war gegen Dschungelheime gerichtet, 
womit Flüchtlingsheime gemeint sind, die 
mitten im Wald bzw. im Nirgendwo gelegen 
sind. Er selbst musste fast 10 Jahr im Dschun- 
gelheim Peeschen/Mecklenburg-Vorpom- 
mern leben. Während dieser Zeit hater außer- 
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den allerdings nicht, Akubuo abzuschieben. 
Mit diesem Prozess wollen die Behörden nicht 
nur Akubuo selbst, sondern Flüchtlingsakti- 
vistInnen im allgemeinen einschüchtern. Sie 
tun das, obwohl die Geschichte eigentlich 
Akubuo und all den anderen Recht gegeben 
hat: In der Zwischenzeit wurde nicht nur das 
Gutschein-System mehr oder weniger kom- 
plett aufgegeben, auch die Dschungelheime 
mussten geschlossen werden. 

Akubuo ist dabei nur einer von mehreren 
FlüchtlingsaktivistInnen, denen derzeit in 
Parchim und Mecklenburg-Vorpommern der 
Prozess gemacht wird. Viele der Fälle stam- 
men von der letztjährigen Anti-Lager-ac- 
tion-Tour. In einem Fall wurde ein Aktivist 
bereits ausgesprochen hart verurteilt - zum 
Glück ist es ihm gelungen, Einspruch zu er- 
heben. 

Kommt alle zum Prozess! 
Location: 
Amtsgericht Parchim, Moltkeplatz 
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10. Jahre gegen staatlichen Rassismus In Mecklenburg Vorpommern gekämpft. Seit seiner Heirat 


muss er/nicht mehr. in Mecklenburg Vorporfimern Jeben. Doch die'Behörden verfolgen ihn weiter. 
Das Amtsgericht: Parchim hat mehrere defZahlreichen Anzeigen gegen-Akubuo zu einer Akte 
zusammengestellt’(einige sind bis'zu,5Jahre alt). um sie In einem einzigen Prozess abzuhandein 


Kommt zum Prozeß! 
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20./21. und 28. Juni ‘2006, jeweils 10 Uhr, Amtsgericht-Parchim, Moltkeplatz 


dem erlebt, wie täglich Flüchtlinge ge- 
demütigt und abgeschoben wurden - ohne 
ZeugInnen von außerhalb. Das ist der Grund, 
weshalb er einst die Gelegenheit beim Schop- 
fe griff und dem Chef der Ausländerbehörde 
Parchim vor Augen führte, was es heißt, im 
Wald gefangen zu sein. Während dieser Pee- 
schen besuchte, stach Akubuo mit einem 
Messer sämtliche seiner Autoreifen auf. 

4. Der letzte Anklagegrund ist der skan- 
dalöseste: Letztes Jahr wurde Akubuo von 10 
rassistischen jungen Männern in einer Disko 
in Parchim angegriffen und ernsthaft ver- 
letzt. Allein, Akubuo verstand es, sich zu ver- 
teidigen. Einer der Angreifer war ansch- 
ließend ebenfalls ernsthaft verletzt. Akubuo 
ist jetzt angeklagt, diesen Mann samt seiner 
Freunde angegriffen zu haben. 

Drei mal (für insgesamt 8 Monate) saß Aku- 
buo im Abschiebeknast. Dank seines Wider- 
stands sowie der zahlreichen und breiten Un- 
terstützung von außen gelang es den Behör- 
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Prozesseröffnung gegen den 
kurdischen Politiker Halil D. 
vor dem OLG Celle 


Vor dem Oberlandesgericht (OLG) Celle wur- 
de am 2. Juni 2006 das Hauptverfahren ge- 
gen den kurdischen Politiker Halil D. eröff- 
net. Die Anklage wirft ihm vor, von Anfang 
des Jahres 2000 bis zu seiner Verhaftung als 
mutmaßlicher „Rädelsführer der PKK/KON- 
GRA-GEL“ tätig gewesen zu sein. Er habe als 
„hauptamtlicher Kader“ für das „Finanz- und 
Wirtschaftsbüro“ (EMB) des KONGRA-GEL 
die Verantwortung getragen und sei somit für 
sämtliche finanziellen Angelegenheiten der 
Organisation in Europa zuständig gewesen. 
Dies verdächtige ihn, sich „im führenden 
Funktionärskörper der PKK“ an einer beste- 
henden kriminellen Vereinigung beteiligt zu 
haben, weshalb der Kurde nunmehr nach 


$129 Strafgesetzbuch (StGB) angeklagt wird. 

Halil D. wurde am 18. Oktober 2005 auf der 
Grundlage eines Haftbefehls des Ermitt- 
lungsrichters des Bundesgerichtshofs (BGH) 
durch Beamte des Bundeskriminalamtes 
(BKA) in Darmstadt fest- und in Untersu- 
chungshaft genommen. 

Nachdem der Bundesanwaltschaft (BAW) 
zunehmend die einst tragenden drei Säulen 
der Anklage gegen kurdische Politiker ab- 
handen kommen, sie aber an der Fortsetzung 
der Strafverfolgungspraxis festhalten will, 
scheinen die Chefankläger einen neuen An- 
klagepunkt ersonnen zu haben - den Ar- 
beitsbereich „Finanzen“. Hierüber und mög- 
licherweise mit Hilfe anderweitiger Paragra- 
fen des Strafgesetzbuches soll versucht wer- 
den, das Maß an Strafandrohung zu erhöhen 
und den Verfolgungsdruck auf politisch ak- 
tive Kurdinnen und Kurden zu verstärken. 

Obwohl die im kürzlich erschienenen Ver- 
fassungsschutzbericht 2005 aufgelisteten 
kurdischen Veranstaltungen und Aktivitäten 
in Deutschland (und im benachbarten Aus- 
land) keinerlei Hinweise aufunfriedliche Ver- 
läufe aufweisen, beharrt die Politik auf ihrer 
unversöhnlichen Haltung gegenüber einem 
Großteil der hier lebenden kurdischen Bevöl- 
kerung. 

Die Aufrechterhaltung der Verbotspraxis in 
Deutschland und die Sprach- und Kritiklo- 
sigkeit der politisch Verantwortlichen ge- 
genüber den seit Monaten durchgeführten 
massiven militärischen Operationen, Razzien 
und Angriffe der türkischen Sicherheitskräf- 
te auf die kurdische Bevölkerung und ihre Zi- 
vilorganisationen, unterstützt und bestätigt 
deren Vorgehen. Die Aufhebung des seit 13 
Jahren bestehenden PKK-Verbots und eine 
Bereitschaft zum Dialog wäre das richtige 
Signal auf dem Weg zur Lösung eines politi- 
schen Konflikts. Das Strafrecht eignet sich 
hierzu nicht. PE Azadi 


Zweitägiger Hungerstreikszelt 
in Altona 


Nachdem RA Behic Asci in Istanbul mit ei- 
nem Todesfasten begann, hat sich auch in 
Hamburg auch eine Mutter von drei Kindern 
entschieden, einen 33-tägigen Hungerstreik 
zu machen. Zum Abschluss ihres Hunger- 
streiks wurde am 22. und 23. Mai wurde in 
Altona für zwei Tage ein Zelt aufgebaut. Hier- 
bei wurden Flugblätter verteilt und Hunder- 
te Unterschriften gegen die Isolationshaft ge- 
sammelt. Weiterhin wurde vom Zelt aus für 
eine Delegation in die Türkei aufgerufen, der 
für Mitte Juni geplant ist. Außerdem befin- 
det sich in Stuttgart ein weiterer Jugendli- 
cher in einem 30-tägigen Soli-Hungerstreik. 
Unten der Aufruf von Gülistan an die türki- 
sche Presse, etwas zum Todesfasten zu schrei- 
ben: 

„Habt Ihr vergessen? 

Die Isolation dauert weiterhin an, es kom- 
men weiterhin Todesnachrichten. Genau 122 
Menschen haben Widerstand geleistet und 


haben ihr Leben verloren. Aber die Isolation 
dauert weiterhin an. Schließlich starb auch 
Fatma Koyupinar am 354. Tag; ihres Wider- 
standes. 

Solltet Ihr es vergessen haben, dann möch- 
te ich Euch mit meinem 30-tägigen Hunger- 
streik daran erinnern, den ich am 21. April in 
Hamburg begann. Ich bin eine Mutter mit 3 
Kindern und ich kann gegenüber dieser Tat- 
sache nicht anteillos bleiben. Bitte brecht 
auch Ihr Euer Schweigen. Die Todesfasten- 
aktionen gegen die Isolation in den F-Typen 
der Türkei dauern noch an. In Istanbul be- 
findet sich der Rechtsanwalt Behic Asci, in 
Adana Gürcan Görüroglu und in den Ge- 
fängnissen befinden sich Serpil Cabadan im 
M-Typ Gefängnis von Gebze, Kamil Karatas 
im F-Typ-Gefängnis von Sincan und Sevgi 
Saymaz in Usak im Todesfasten. Ich bitte 
Euch darum, etwas hinsichtlich dieses The- 
mas zu schreiben. Dies ist an einen Punkt an- 
gelangt, wo es eine Gewissensfrage darstellt. 
Solltet Ihr ein Gewissen besitzen, dann müs- 
stet Ihr darüber schreiben. 

In Hochachtung, Gülistan aus Hamburg.“ 


James Bond in 
Gießen 


Brutale Eskalation in Gießen: Die Polizei 
setzte das Mobile Einsatzkommando gegen 
vier Fahrradfahrer aus dem Freundeskreis 
der Projektwerkstatt Saasen ein. 


„Im Namen des Volkers« lautet der Titel einer 
Internetseite, auf der fleißig Belege für den »Si- 
cherheitswahn« und die »Law-and-Order-Po- 
litik« des hessischen Innenministers Volker 
Bouffier (CDU) gesammelt werden. Sie dürfte 


ihm ebenso wenig gefallen wie einige Farb- 
schmiereien an seiner Anwaltskanzlei in den 
vergangenen drei Wochen. »Polizeigewalt ver- 
tuschen: IM Gasser + seine Kanzlei« und »zwei 
Innenminister, eine Kanzlei« war am 4. und 9. 
Mai in großen Lettern auf die Fassade der 
Kanzlei in der Gießener Innenstadt gemalt 
worden. Auch eine Fensterscheibe der Räume, 
die sich Bouffier mit dem thüringischen In- 
nenminister Karl Heinz Gasser (CDU) teilt, ging 
zu Bruch. In einem Bekennerschreiben wurde 
den beiden Ministern unter anderem vorge- 
worfen, einen thüringischen Polizisten vertei- 
digt zu haben, der während eines Einsatzes ei- 
nen Menschen erschossen hatte. 

Nachdem Polizisten des Landeskriminal- 
amts dem linken Zentrum Projektwerkstatt 
Saasen bereits am Tag nach der ersten Schmie- 
rerei einen Besuch abgestattet hatten, bekam 
der als Kritiker Bouffiers bekannte Jörg Berg- 
stedt am Morgen des 10. Mai eine eilig ge- 
schriebene Anordnung zum Haftantritt zuge- 
stellt. Das Landgericht Gießen hatte ihn im 
vergangenen Jahrunter anderem wegen Sach- 
beschädigung und Verletzung eines Polizisten 
zu acht Monaten Haft verurteilt. Ende März 
2006 war sein Revisionsersuchen vom Frank- 
furter Oberlandesgericht abgewiesen worden. 

Die Körperverletzung soll nach Meinung des 
Landgerichtes stattgefunden haben, als die Po- 
lizei im Januar 2003 gewaltsam eine sponta- 
ne Demonstration auflöste, die einen Wahl- 
kampfstand Bouffiers gestört haben soll. Die 
Demonstration wiederum richtete sich gegen 
eine Hausdurchsuchung bei der Projektwerk- 
statt sowie die Festnahme von mehreren Per- 
sonen aus ihrem Freundeskreis. Bergstedt be- 
zeichnete die Auflösung der Demonstration 
als rechtswidrig und reichte deshalb eine Ver- 
fassungsklage ein. 

Aus Protest gegen seine bevorstehenden In- 
haftierung spielten am Abend des 14. Mai ei- 


nige Angehörige der linken Szene Gießens un- 
ter den Augen der Polizei vor den Gebäuden 
der Staatsanwaltschaft und dem Gefängnis 
Badminton. In den frühen Morgenstunden 
stellte ein Sonderaufgebot der Polizei vier 
Radfahrer, unter ihnen Bergstedt, die Bad- 
mintonschläger und Lebensmittel aus den 
Containern von Supermärkten bei sich hatten, 
auf filmreife Art und Weise. Ein Polizist sei aus 
dem fahrenden Einsatzwagen auf einen der 
Radfahrer gesprungen, woraufhin der Wagen 
frontal mit einem entgegenkommenden Auto 
zusammengestoßen sei, berichtete einer der 
vier. 

Nach Informationen der Frankfurter Rund- 
schau soll an der Polizeiaktion eine Einheit des 
»Mobilen Einsatzkommandos« beteiligt gewe- 
sen sein. Im Nachhinein habe selbst die Gieße- 
ner Polizei in dem Einsatz der sonst auf Dro- 
genbosse und Terroristen spezialisierten Poli- 
zeieinheit eine Unverhältnismäßigkeit erken- 
nen können, schrieb die Zeitung. Zwar wur- 
den dem Bericht zufolge keine belastenden In- 
dizien gefunden, mit denen die Polizei eine 
Beteiligung der vier Personen an neuerlichen 
Farbschmiererein in jener Nacht hätte belegen 
können. Trotzdem kam der zuständige Amts- 
richter der Forderung der Polizei nach und 
ordnete an, Bergstedt in der Justizvollzugsan- 
stalt Gießen festzusetzen. Die drei anderen 
Radler kamen frei. 

Während sich die ermittelnde Staatsan- 
waltschaft in Gießen noch in Erklärungen ver- 
suchte, warum die entdeckten Graffiti den Po- 
litaktivisten aus der Projektwerkstatt zuzu- 
rechnen seien, trudelte ein Fax aus Karlsruhe 
ein. Das Bundesverfassungsgericht hatte den 
Haftantrittstermin in einer Eilentscheidung 
aufgehoben und befunden, zunächst müsse 
über die Verfassungsklage Bergstedts ent- 
schieden werden. Am Donnerstag kam er wie- 
der auf freien Fuß. ‚jens herrmann 


Petition der Insassen aus der Strafanstalt Poeschwies 


Ein solches Leben führt zu 
einer Art Versklavung 


2006-05-11 
An den Gesamtregierungsrat Kanton Zürich 
Neumühlequai 10 8090 Zürich 


Offene Petition für Änderungen in der be- 
stehenden Hausordnung, im PC-Reglement 
und Weiterem der Strafanstalt Pöschwies 
in Regensdorf 


Regensdorf, Ende April 2006 
Sehr geehrte Damen 
Sehr geehrte Herren 
Wir zurzeit in der Strafanstalt Pöschwies ein- 
sitzenden unterzeichnenden Insassen möch- 
ten den Regierungsrat des Kantons Zürich 
eingehendst zur Prüfung und Annahme der 


folgenden Anträge bitten, die vor allem Ver- 
änderungen der bestehenden Hausordnung 
betreffen. 
In der Folge: 
- Übersicht 
- Zu jedem Punkt Istzustand, Begründung und 
Antrag 
- Abschliessende Zusammenfassung 
- Einsender und Erläuterungen 
- Namenslisten mit Unterschriften 


Übersicht 
1) Aushändigung von DVDs (ob Filme, Spie- 
le, Programme oder als Zeitschriftenbeilage) 


und Druckerzeugnissen, wie grundrechtlich 
und legal öffentlich erhältlich. 
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2) Aufhebung des Zelleneinschlusses an 
Wochenenden, Feiertagen und Freitagaben- 
den. 

3) Kochen in den Zellen sowie dem Office 
des jeweiligen Abteils erlauben. 

4) Umrüsten der Telefonapparate auf TAX 
-CARD (evt. Anschlüsse auf jeder Etage). 

5) Einstellung von sinnlosen und kleinli- 
chen Provokationen und Sanktionen, An- 
hörungen rechtskonform durchführen. 

6) Weisung, dass den Verschreibungen und 
Anweisungen der beiden Ärzte Folge gelei- 
stet sowie eine Kopie der Arztleistungen an 
die Krankenkasse ausgehändigt wird. 

7) Weisung, jegliche Amtspost den Insas- 
sen verschlossen auszuhändigen. 

8) Unnötig repressive Praxis in der Straf- 
anstalt Pöschwies aufheben und Schenkun- 
gen und Ausleihen von Gegenständen zu ge- 
statten. 

9) Unnötig repressive Praxis aufheben und 
den Gefangenen erlauben, einmal monatlich 
ein Lebensmittelpaket von 5 kg zu empfan- 
gen. 

10) Unnötig teure und entwürdigende Pra- 
xis der Uniformierung der Insassen aufheben 
und den Insassen den Gebrauch und Kauf ei- 
gener Privatkleidung und Bettwäsche zu er- 
lauben. 

11) Unnötig repressive Praxis aufheben und 
den Gefangenen den Einkauf ab Katalog zu 
erlauben, Kiosksortiment mit mehr Saison- 
gemüse, Reformhausprodukten sowie billi- 
geren M-Budgetprodukten erweitern. 

12) Insassen über Abrechnungen, Handha- 
bung von Auszahlungen und Höhe des ethi- 
schen Fonds informieren. Über Insassenkon- 
tobewegungen umgehend durch Aushändi- 
gung von Belegskopien informieren. 

13) Anstaltsleitung anhalten, die Hierar- 
chie klarer zu definieren. Unproduktive In- 
stanzenzüge straffen; in den verschiedenen 
WNs/Abteilen eine abgestimmte Gebots- und 
Verbotspraxis durchsetzen; Verbote in jedem 
Fall nachvollziehbar begründen; Rechts- 
gleichheit!; Informations- und Verantwort- 
lichkeitspraxis verbessern. 

14) Menschenrechte und die Konvention 
über die Behandlung von Gefangenen auch 
in der strikten Einzelhaft gewährleisten. Den 
Insassen den einstündigen Spaziergang und 
ausreichende Bekleidung auch im Winter ga- 
rantieren. 

15) Unnötig einschränkendes Besuchsper- 
sonenkontingent aufheben/erweitern, Sach- 
und Verhaltenskompetenz des Personals des 
Besuchswesens gewährleisten. Ein zweites 
Familienzimmer. Gewährleistung der Diskre- 
tion und Familienzimmer in kürzeren Ab- 
ständen. 

16) AHV und IV beziehende Insassen von 
der Arbeitspflicht befreien und ab Leistungen 
dem „Arbeitsentgelt“ entsprechend auszube- 
zahlen, Einführung von Ferien, Erholungs- 
zeit, Ferienbonus (8,3%). 

17) Anpassung an die Teuerung bzw. Ist- 
zustand des dem Insassen erlaubten maxi- 
malen Bargeldbetrages, Aushändigung von 
Bargeldgaben. 
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Abschließende Zusammenfassung 


Abschließend möchten wir den Gesamtregie- 
rungsrat darauf aufmerksam machen, dass 
Gefangen-Sein keine Eigenschaft, sondern ein 
(schwerwiegender!) Zustand ist. Darum sind 
wir Insassen nicht a priori „unglaubwürdig“, 
„Simulanten“ usw., einfach weil wir gefangen 
sind. Unseren Zustand kennt ein Mensch erst 
dann richtig, wenn er gefangen ist, und schlus- 
sendlich sind wir die einzigen und besten „Ex- 
perten“ eines reibungslosen und geregelten 
Ablaufes des täglichen Lebens in einer Straf- 
anstalt, was umso mehr für lange einsitzende 
Insassen gilt. Als gefangene Menschen stellen 
wir nicht die Machtfrage. Die ist uns bestens 
bekannt, und um schlichtweg zu überleben, 
müssen wir uns damit abfinden, von der Ge- 
sellschaft ausgeschlossen und in einem Ge- 
fängnis zu sein. Aber um Menschen zu blei- 
ben, können und dürfen wir uns nicht auch 
noch damit abfinden, dass wir auf Schritt und 
Tritt missachtet und verachtet werden, auch 
wenn das bisweilen mit den besten Absichten, 
dem freundlichsten Umgangston und soweit 
ohne Anwendung von körperlicher Gewalt 
stattfindet. Darum können wir uns auch nicht 
mit sinnlosen Regelungen, Ungerechtigkeiten 
und Provokationen abfinden, die weit über die 
Notwendigkeit der Sicherheit und des rei- 
bungslosen Ablaufes hinausgehen. 

Das findet in dieser Anstalt aber zuhauf 
statt, und die Direktion scheint nicht da zu 
sein, um die Anstalt zu leiten, sondern um 
diese Lage nach außen schönzureden und 
nach innen beharrlich und praktisch aus- 
nahmslos abzusegnen. Das stört den tägli- 
chen Ablauf, das Leben der Gefangenen, die 
Arbeit des Personals und einen geregelten 
und reibungslosen Ablauf schwer. 

Eine Direktion, die den direkten Kontakt 
mit den Gefangenen und dem Leben in der 
Anstalt beharrlich dermaßen weitgehend ver- 
weigert, oder davon von anstaltsinternen 
bzw. -externen Machtklüngeln ausgeschlos- 
sen wird, hat davon schlussendlich keine Ah- 
nung und ist auch nicht in der Lage und wil- 
lens, etwas zu ändern. 

Das verursacht oder begünstig bloß Kor- 
ruption, Verschwendung von Mitteln, erzeugt 
also Mehrkosten und Spannungen, welche 
die Sicherheit der Insassen, des Personals und 
schlussendlich der Gesellschaft bloß ver- 
schlechtern und den Auftrag des Strafvoll- 
zugs in Frage stellen. 

Da mit der bestehenden Leitung und Lage 
keine echte Kommunikation stattfinden darf 
oder kann, um Missstände mitzuteilen und 
sinnvolle und notwendige Veränderungsvor- 
schläge einzubringen, da eindeutig berech- 
tigte, wichtige, korrekt und sogar wiederholt 
eingegebene kollektive und persönliche Be- 
schwerden und Anfragen an die Direktion sy- 
stematisch und jahrelang, mit sehr seltenen 
Ausnahmen zur Bestätigung dieser „Regel“, 
schlichtweg; ignoriert wurden und werden, 
sehen wir Insassen der Strafanstalt Pöschwies 
uns nun gezwungen, uns direkt öffentlich an 
den höchsten politischen Verantwortlichen, 
den Gesamtregierungsrat, zu wenden. Die 


von uns Insassen mit dieser Petition einge- 
reichten Anträge, die das Ausmaß der vor- 
handenen Missstände und des bestehenden 
tiefen Unbehagens erst noch unvollständig 
zum Ausdruck bringen können, verursachen 
weder zusätzliche Kosten, noch wird die Si- 
cherheit tangiert, noch stören sie einen gere- 
gelten und reibungslosen Ablauf, noch ver- 
schlechtern sie die Arbeitsbedingungen und 
die Sicherheit des Personals. 

Diese Petition wurde eingereicht 

° Um diese notwendige Kommunikation 
wieder herbeizuführen! 

e Damit der „Resozialisierungsauftrag* im 
demokratischen und rechtstaatlichen Rah- 
men zur besseren Sicherheit der Gesellschaft 
nachhaltiger ausgeführt werden kann! 

e Damit sich das Zusammenleben unter den 
Insassen, das Verhältnis zwischen dem Per- 
sonal und den Insassen und unter dem Per- 
sonal ein bisschen menschlicher gestaltet und 
es zum Abbau von wachsenden Aggressio- 
nen kommen kann! 

Denn ein „Leben“, das im Wesentlichen 
bloß aus Zwangsarbeit, Fütterung, Einschluss 
und vollständiger Bevormundung, besteht, 
hat mit „Resozialisierung“ nichts zu tun und 
führt zur totalen Verrohung, Verwahrlosung 
und ist letztlich bloß eine Art der Verskla- 
vung. 


Einsender, Erläuterungen 


Einsender: Marco Camenisch, PF 3143, 8105 
Regensdorf 

Erläuterungen: Der Entwurf dieser Petition 
entstand aus einem vor allem in den letzten 
Jahren zunehmend angestiegenen allgemei- 
nen Unbehagen der Insassen. Auch im Zu- 
sammenhang mit der allgemeinen Verhär- 
tungs- und Verwahrungsorgie in der Asyl- 
politik, der Justiz und im immer vollständi- 
ger psychologisierten Strafvollzug, die zu- 
nehmend keine Perspektiven mehr für ein 
zukünftiges Leben in Freiheit offenlassen, 
läuft dieses Unbehagen die große Gefahr, im- 
mer mehr die Züge blanker Verzweiflung an- 
zunehmen. 

Diese Petition wurde aber spontan ohne 
kollektiven Auftrag von einer Insassengrup- 
pe angeregt und aus eigenen und in der Dis- 
kussion mit weiteren Insassen gesammelten 
Vorschlägen und Wünschen ausgearbeitet. 
Die Einreichung der Petition und die Petiti- 
on selbst werden mit den Unterschriften 
selbstverständlich zur kollektiven Angele- 
genheit und Verantwortlichkeit aller unter- 
zeichnenden Insassen. 

Es unterschreiben insgesamt 186 Insassen. 
182 Unterschriften, also über 82%, kommen 
von den 220 Insassen [WNs 192 + LS 28 (bei 
30 Plätzen)], die einander treffen können. Die- 
se 82% sind für alle + 450 Insassen der STA- 
Pöschwies repräsentativ! Denn: die andere 
Hälfte aller Insassen der STA-Pöschwies wird 
untereinander und von unserer Hälfte voll- 
ständig getrennt und konnte nicht miteinbe- 
zogen werden, und die vier Unterschriften aus 
dieser Hälfte kamen zufällig zustande. (...) 

Insassen der Strafanstalt Poeschwies 
Leicht gekürt, Überschrift v.d. Redaktion 


Demo in Berlin 


„Schluss mit 
dem Staatsterror 
in Mexiko!” 


Am 28. Mai protestierten anlässlich des 
globalen Aktionstages ca. 150 Demon- 
strantInnen in Berlin unter dem Motto 
„Schluss mit dem Staatsterror in Mexiko!” 
In Atenco bei Mexiko-Stadt wurden An- 
fang Mai über 200 Angehörige der linken 
Campesin@-Organisation Gemeindefront 
zur Verteidigung des Landes (FPDT) und an- 
derer Organisationen von der Polizei fest- 
genommen und brutal misshandelt. Über 
30 Frauen wurden von Polizisten verge- 
waltigt bzw. sexuell missbraucht. Die De- 
monstrantInnen forderten die Freilassung 
der weiterhin inhaftierten Gefangen sowie 
die Bestrafung aller Polizisten, die Men- 
schenrechtsverletzungen begangen haben, 
inkl. der Regierungsfunktionäre, die sich als 
Hintermänner herausstellen. 

Sie solidarisierten sich mit der gesamten 
basisdemokratischen Opposition in Mexi- 
ko, die auf Initiative der Zapatistas in der 
sog. „Anderen Kampagne" zusammenge- 
schlossen ist, die über 1.000 Organisatio- 
nen umfasst und eine neue linke antikapi- 
talistische Verfassung für Mexiko anstrebt. 


Dokumentation des Flugblattes, das 
verteilt wurde 


Polizei attackiert Bäuerlnnenorganisation 
/ 14-Jähriger erliegt Verletzungen / Polizi- 
sten foltern und vergewaltigen Festge- 
nommene / EZLN ruft „Roten Alarm“ aus 


Rund 300 Festgenommene, über 50 
Schwerverletzte und Vergewaltigungsopfer 
und ein Toter sind der Saldo des Konfliktes 
in Atenco nahe Mexiko-Stadt. Am 3. und 
4. Mai hatten 3.000 Polizisten die An- 
gehörigen der „Front der Gemeinden zur 
Verteidigung der Erde“ (FPDT) attackiert 
und die Stadt schließlich in ihre Gewalt ge- 
bracht. 

Ausgelöst wurde die Konfrontation, 
nachdem die Polizei „informelle“ Markt- 
stände in der Nachbarstadt Texcoco räumen 
wollte, die dort seit Jahren Blumen und an- 
dere Agrarerzeugnisse verkaufen. Es gehe 
darum, Platz für ein Einkaufszentrum zu 
schaffen, so die FPDT. Die Campesin@-Or- 
ganisation verteidige lediglich ihren all- 
täglichen Broterwerb. Vier VerkäuferInnen 
wurden auf brutale Weise festgenommen, 
woraufhin sich Mitglieder der FPDT sam- 
melten, um den Konflikt im Dialog zu 
klären. 

Doch die Polizei umringte die AktivistIn- 
nen und prügelte ansatzlos aufsie ein. Dar- 
auf reagierte die Bevölkerung mit Protest, 


wobei Steine und Stöcke gegen die Polizei 
eingesetzt wurden. Wenig später wurde die 
Zugangsstraße zu Atenco blockiert. Die Po- 
lizei konnte die Barrikade zunächst nicht 
überwinden. 

Am 4. Mai folgte dann der Angriff der 
3.000 Polizisten auf ca. 300 Demonstran- 
tInnen, der zu äußerst brutalen Gewaltex- 
zessen führte: Tränengasattacken, willkür- 
lichen Festnahmen, Folter, Vergewaltigung, 
Erstürmung von Wohnhäusern, Schus- 
swaffeneinsatz, Folter und sexuellem Mis- 
sbrauch während des Transports ins Ge- 
fängnis. Der 14-jährige Javier Cortes erlag 
seinen Verletzungen, die laut der konser- 
vativen Zeitung Crönica auf Polizeischüs- 
se zurückgehen. Die dominierenden TV- 
Medien Televisa und Azteca zeigten in den 
ersten Minuten auch die Polizeibrutalität, 
doch schon kurz darauf wurde stundenlang 
eine Szene wiederholt, in der einige weni- 
ge DemonstrantInnen einen Polizisten ver- 
prügeln. 

Die Eskalation in Atenco ist kein Zufall, 
denn die Gemeinde hat eine rebellische Tra- 
dition. Sie wehrte sich 2001/2002 erfolg- 
reich gegen den Bau eines neuen Flugha- 
fens für Mexiko-Stadt auf ihren Länderei- 
en. Zudem ist die FPDT Mitglied der „An- 
deren Kampagne“, der von den Zapatistas 
initiierten außerparlamentarischen Link- 
sallianz, die - explizit pazifistisch - für ei- 
ne neue linke Verfassung in Mexiko kämpft. 
Noch einige Tage zuvor hatte die Karawa- 
ne der „Anderen Kampagne“ mit Zapati- 
stInnen-Sprecher Subcomandante Marcos 
an der Spitze die Stadt besucht und erklärt, 
sich friedlich „gegen das kapitalistische Sy- 
stem“ und „für die Menschen von unten“ 
einzusetzen. 

Trotz der manipulativen Berichterstat- 
tung der großen Medien, die zum Teil gar 
eine Armee-Intervention forderten, for- 
mierte sich große Unterstützung: Die „An- 
dere Kampagne“ solidarisierte sich mit den 
Protesten in Atenco. Die Zapatistische Be- 
freiungsarmee EZLN im südmexikanischen 


Chiapas rief Roten Alarm aus, weil auch 
dort repressive Schläge befürchtet werden, 
die die dortige Selbstverwaltung gefährden 
könnten. Hunderte von Organisationen der 
„Anderen Kampagne“, in der inzwischen 
über 1.000 Gruppen aus Mexiko zusam- 
mengeschlossen sind, sowie Gruppen aus 
über 60 Städten in über 40 Ländern führ- 
ten in den folgenden Tagen friedliche Pro- 
testaktionen wie Blockaden und Kundge- 
bungen durch, um die Freilassung der po- 
litischen Gefangenen und das sofortige En- 
de der Repression zu fordern. 

Im Kontext des EU-Lateinamerika- 
Staatsgipfels im Mai in Wien z.B. kam es 
zu mindestens fünf Demonstrationen ge- 
gen die Regierungspolitik von Mexiko. 
Aufgrund des globalen Echos musste die 
Regierung die Gewaltexzesse seitens der 
Polizei einräumen; auch die regierungsna- 
hen Medien mussten zurückrudern und bo- 
ten Marcos den Raum für ein ausführliches 
Interview auf CNN-Lateinamerika - wobei 
die Grundbedingung seitens der Rebellln- 
nen lautete, dass keinerlei Kürzungen voll- 
zogen werden. 

Die Situation im Land bleibt gespannt. Es 
wird befürchtet, dass ein weiteres Vorgehen 
gegen die „Andere Kampagne“ zu einer er- 
heblichen Eskalation in ganz Mexiko 
führen könnte. Die „Andere Kampagne“, 
Menschenrechts- und Solidaritätsorgani- 
sationen rufen daher weiter zu friedlichen 
Protestaktionen gegen die mexikanische 
Regierung auf. 

Wir fordern: 

- Schluss mit dem Staatsterror in Mexiko! 

- Bestrafung der Polizisten und Regie- 
rungsfunktionäre, die für Menschen- 
rechtsverletzungen verantwortlich sind! 

- Freiheit für die politischen Gefangenen! 

- Solidarität mit der FPDT und dem Wider- 
stand in Atenco! 

- Solidarität mit der EZLN! 

- Solidarität mit der ?Anderen Kampagne?! 

Infos & Protestaktionen: 

www.gruppe-basta.de 
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Der Hungerstreik in Chile 
geht weiter 


Wie wir in der letzten Ausgabe berichteten, 
befinden sich vier Mapuches seit dem 13. 
März im Hungerstreik. 

Die vier Hungerstreikenden, Juan und Jose 
Marileo, Juan Huenulao und Patricia Tron- 
coso, sind wegen „terroristischer Brandstif- 
tung“ zu 10 Jahren + 1 Tag Haft, sowie einer 
Entschädigung an die Firma Mininco in Höhe 
von ca. 700.000 US$ verurteilt. Sie sollen auf 
der Hacienda Poluco-Pidenco, die sich im Be- 
sitz der Holz- und Zellulosefirma Mininco be- 
findet, Feuer gelegt haben. 

Am 14. Mai haben die Hungerstreikenden 
ihren Streik ausgesetzt, damit die chilenische 
Regierung ein Freilassungsgesetz mit Dring- 
lichkeitsstatus ins Parlament einbringt. Die- 
se soll die Freilassung auf Bewährung der 
nach dem Antiterrorgesetz verurteilten Ma- 
puche ermöglichen. Das betrifft insgesamt 25 
Gefangene. Weiterhin wurde die Annullie- 
rung dieser Gesetze gefordert. Da diese Ge- 
setze von den zuständigen Stellen nicht ver- 
abschiedet wurden, haben die Gefangenen 
am 16. Mai den Streik wieder aufgenommen. 

Die Gefangenen erhalten weiterhin viel So- 
lidarität: in Chile, aber auch im Ausland wie 
z.B. anlässlich einer Demonstration anläss- 
lich des EU-Lateinamerikagipfels in Wien. 
Die Gefangenen rufen weiter dazu auf, übe- 
rall durch Aktionen ihre Freilassung zu er- 
kämpfen. 


PSOE will Batasuna- 
Inhaftierungen 
verhindern 


Zwei Monate nach der Waffenruhe der baski- 
schen Untergrundorganisation ETA will die 
spanische Regierung nun den Dialog auch mit 
Batasuna aufnehmen. Damit intervenieren die 
Sozialisten in die Vorladungen von Batasuna- 
Führern vor den Nationalen Gerichtshof am 
31.5. und 1.6., um die Inhaftierung zu vermei- 
den. Praktisch läuft das auf die Relegalisierung 
hinaus. Vorwand für die neue Vorladung war 
eine Pressekonferenz, auf der die „illegale Ak- 
tivität“ fortgesetzt worden sei. Am Wochenen- 
de hatte das Sondergericht die Vorwürfe auf 
„terroristische Drohungen“ ausgeweitet, weil 
Batasuna festgestellt hat, der Friedensprozess 
stehe „am Rand des Kollaps“. 

Zwei Monate nach der Waffenruhe der bas- 
kischen Untergrundorganisation ETA will die 
spanische Regierung nun den Dialog mit der 
gesamten linken Unabhängigkeitsbewegung, 
die Partei Batasuna (Einheit) eingeschlossen, 
aufnehmen. Ministerpräsident Zapatero hatte 
schon am 29. Mai erklärt, er werde eine Son- 
dersitzung des Parlaments einberufen, und er 
kündigte auch an, Verhandlungen mit der ETA 
aufzunehmen. So versuchte er das Thema aus 
der Generaldebatte herauszuhalten. 
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Tags drauf erklärte dann der baskische So- 
zialistenschef Patxi Löpez im Interview, man 
werde nun auch offiziell mit der im März 2003 
verbotenen Partei Batasuna (Einheit) reden. Die 
Partei, die zwischen 10 und 20% der Basken 
vertritt, sei „ein nötiger Partner“ für den Dia- 
log. „Wir werden die Kontakte mit den baski- 
schen Parteien intensivieren, denn es ist not- 
wendig, von den aktuellen Kontakten zu einer 
integrierenden Phase der Verhandlungen zu 
kommen“. Am Mittwoch schob Zapatero bei der 
Generaldebatte dann im Parlament nach, für 
den Dialog sei kein „vollständiges Ende der Ge- 
walt nötig‘. Es ist klar, dass er damit gewaltsa- 
men Aktionen vorbeugen will, die von rechts- 
radikalen Gruppen durchgeführt und der ETA 
in die Schuhe geschoben werden, um die Kon- 
fliktlösung zu torpedieren, was nichts neues 
wäre. Aktionen derschmutzigen Kriegsführung 
konnten ja schon im Vorfeld beobachtet wer- 
den, als Gefangene unter merkwürdigen Um- 
ständen ums Leben kamen. 

Die Sozialisten mussten jetzt handeln, damit 
der Prozess nicht ins Koma fällt, bevor er rich- 
tig begonnen hat. Zwei Monate ließ man un- 
genutzt verstreichen, was im Baskenland 
großen Unmut erzeugte, um zu „prüfen“, ob 
die Waffenruhe „dauerhaft und vollständig‘ ist. 
Sogar die Regionalregierung warfderPSOE vor, 
nichts für die politische Normalisierung zu tun. 
Doch vor allem der repressive Druck auf die 
linke baskische Unabhängigkeitsbewegung 
brachte ihn nun in Zugzwang. 

Denn seit dem 31. Mai müssen erneut acht 
Führungsmitglieder von Batasuna vor dem Na- 
tionalen Gerichtshof antanzen, und es bestand 
die Gefahr, dass sie erneut inhaftiert werden. 
Da nun über die „Überwindung früherer Kon- 
flikte“ geredet wird, steht die Legalisierung der 
Partei an. Dafür muss das Parteiengesetz ge- 
strichen werden, das für deren Verbot extra ge- 
schaffen wurde. Nach dessen Verabschiedung 
war Batasuna von einer Sonderkammer am 
Obersten Gerichtshof im März 2003 definitiv 
verboten worden. (... ) 

Auf dessen Grundlage kann der Ermitt- 
lungsrichter Fernando Grande-Marlaska wei- 
ter kriminalisieren. Der steht der ultrarechten 
Volkspartei (PP) nahe, die gegen eine Frie- 
denslösung ist und die Ankündigungen scharf 
verurteilt. Die PP mobilisiert auch die Anhän- 
ger gegen jede Änderung des Status Quo im 
spanischen Staat und stemmt sich auch gegen 
eine friedliche Beilegung des Konflikts. Da die 
PSOE das Parteiengesetz nicht annulliert, wie 
es nun wieder allseits gefordert wird, kann ihr 
die PP über ihre Stellung in der Justiz immer 
wieder die Parade fahren. 

Batasuna soll die „illegale Aktivität“ fortge- 
setzt haben, weil sie auf einer Pressekonferenz 
am 24. März die neue Führung vorgestellt hat- 
te. Damit habe sie gegen das vorläufige Verbot 
verstoßen, das Grande Marlaska über eine 
schon verbotene Partei kürzlich erneut ausge- 
sprochen hatte. 

Erneut zeigt sich, dass der Sonderrichter be- 
sonders den Parteichef Arnaldo Otegi einkna- 
sten will. Der wurde geladen, obwohl der Ver- 
mittler des Friedensprozess wegen Krankheit an 
der Vorstellung nicht teilnahm. Zweimal mus- 


ste er ihn auf Kaution von 650.000 Euro wie- 
der frei lassen. Im Knast ist er noch nicht, weil 
der Oberste Gerichthof ein Urteil kassierte, wo- 
nach Otegi angeblich den „Terrorismus ver- 
herrlicht“ habe, als er an der Beerdigung einer 
ETA-Militanten teilgenommen hat. 15 Monate 
sollte er dafür in den Knast. 

Er hatte keinen fairen Prozess, weshalb der 
wiederholt werden muss, entschied der Oberste 
Gerichtshof auf Widerspruch Otegis. Wenn das 
Urteil gestern bestätigt worden wäre, hätte Ote- 
gi in den Knast gemusst, weil die Strafe mit ei- 
nem Urteil zusammengezogen worden wäre, 
das es schon gibt und damit zwei Jahre über- 
schritten worden wären. Er hatte den König im 
Rahmen der Schließung der Tageszeitung 
Egunkaria als „Chef der Folterer“ bezeichnet, 
als sogar die verhafteten Journalisten gefoltert 
wurden. 

Da Grande Marlaska Otegi unbedingt ein- 
knasten will, weitete er am Wochenende die 
Vorwürfe noch einmal aus. Grande-Marlaska 
wirft den Batasuna nun auch „terroristische 
Drohungen“ vor. Parteiführer hatten erklärt, der 
Friedensprozess stehe wegen der Verzögerung 
und der Repression „am Rand des Kollaps‘. Den 
Widerspruch, dass Zapatero mit der bewaffne- 
ten ETA verhandeln will, die Batasuna-Chefs, 
welche den Friedensprozess vor fast zwei Jah- 
ren angestoßen haben, aber wegen Teilnahme 
an Pressekonferenzen inhaftiert werden, lässt 
sich mit einem Friedensprozess nicht vereinen. 
Auch in Bezug auf Verhaftungen von Jugend- 
lichen, Auslieferungen von mutmaßlichen 
ETA-Mitgliedern hatte Otegi erklärt, die Regie- 
rung habe die „Aufgabe und Verantwortung“, 
dafür zu sorgen „dass derlei Sachen nicht pas- 
sieren‘. (...) Ralf Streck - 01.06.2006 


Roberto C. Löpez überstellt 
nach Pl.Lelystad 


Roberto Catrino Löpez, ein anarchistischer 
Gefangener aus dem spanischen Staat in 
Holland, wurde diese Woche zurück überstellt 
nach P.l. Lelystad, wo er zuvor gefangen ge- 
halten worden war, bevor er in das Gefäng- 
nis-Krankenhaus in Scheveningen gebracht 
wurde, weil er ernsthaft krank war. 

Roberto ist ein sozialer Gefangener, der 18 
Jahre in Gefängnissen des spanischen Staats 
sitzen musste. Einen Großteil dieser Zeit mus- 
ste er in Isolation verbringen. Während die- 
ser langen Jahre, beteiligte er sich mehr als 
einmal an Meutereien, Hungerstreiks und 
Fluchtversuchen. Sein Widerstand wurde 
durch nicht endende Unterwerfung, mittels 
Isolation beantwortet. All das, weil er die Rea- 
lität der Qual nicht hinnahm und Widerstand 
als seine einzige Option erkannte. 

Im Juli 2005 wurde er in Amsterdam ver- 
haftet, nachdem er von seinem Hafturlaub (in 
Spanien d.Ü.) nicht zurückkam. Eine neue Pe- 
riode der Gefängnisstrafe begann. Da er HIV- 
positiv ist, war er anfällig für Infektionen und 
Krankheiten. Im März begann ersich schlech- 
ter zu fühlen, und sein Körper funktionierte 
nichtmehr normal. Die Gefängnis-Ärzte nah- 


men seine Beschwerden nicht ernst und ent- 
schieden, es könne nicht mehr sein als eine 
Mageninfektion, sie behandelten ihn nicht. 
Nach 2 Wochen unerträglicher Schmerzen 
wurde Roberto in das AMC(Akademisches 
Medizinisches Zentrum) in Amsterdam ge- 
bracht wo ihm mitgeteilt wurde, dass er Glück 
habe, noch am Leben zu sein. Sein körperli- 
cher Widerstand gegen seine Krankheit war 
völlig am Boden, und er war dem Tod nahe. 
Sie diagnostizierten Lungenentzündung. 
Nachdem erin das Gefangenen-Krankenhaus 
gebracht wurde, wurde er offiziell als HIV- 
positiv befunden. Das wurde zuvor schon von 
spanischen Ärtzen behauptet, aber seltsa- 
merweise bewiesen die Tests in den hollän- 
dischen Gefängnissen etwas anderes. Die Ge- 
fängnis-Ärzte haben enorme Fehler gemacht 
und einen Mann leiden lassen, der chronisch 
krank ist. 

Während seiner ersten Tage in Schevenin- 
gen war Roberto in seiner Zelle eingeschlos- 
sen mit einer auf sein Bett gerichteten Ka- 
mera. Das war die kritischste Phase seiner 
Krankheit. Neben all dem war es ihm ver- 
wehrt, über seine persönlichen Dinge wie 
Adressen und Telefonnummern oder Stiftund 
Papier zu verfügen, um in Kontakt mit Men- 
schen draußen zu kommen. Völlig seinem 
Schicksal überlassen, am Tag nachdem er 
über seine HIV-Infizierung erfuhr, erreichte 
ihn eine katastrophale Nachricht: Die spani- 
schen Behörden beantragten seine Ausliefe- 
rung. 

In der Zwischenzeit hat sich Roberto von 
seiner Lungenentzündung erholt und ist 
zurück in Lelystad, wo erzumindest seine we- 
nigen Habseligkeiten zurückhat. Wie dem 
auch sei, die Anfrage auf Auslieferung bleibt 
bestehen, mit alldem Unbehagen, das das für 
ihn verursacht. Wir werden nicht zulassen, 
dass er ausgeliefert wird in ein Land, das Men- 
schen ihr Leben lang in Einzelhaft hält und 
foltert und das Menschen krank, bis zu ihrem 
Tod im Gefängnis behält. 

Auch durch rechtliche Mittel wird sein An- 
walt beweisen, dass die Gefängnisstrafe nicht 
zu rechtfertigen ist - der spanische Staat will 
ihn weiterhin einsperren wegen seines Wi- 
derstands gegen die Isolation und gegen die 
Verteilung von Gefangenen über das ganze 
Land. 

Das ist, warum wir alle aufrufen, Roberto 
zu schreiben, dass er sich nicht einsam fühlt 
in seinem Kampf gegen die Gefängnisse. Al- 
le Mittel wie Bücher, Poster und Briefe sind 
willkommen, um seine Isolation zu durch- 
brechen. Er dankt den Menschen von überall 
in Europa, die ihm zuletzt geschrieben ha- 
ben. Wir wissen, dass Roberto dem sehr zu- 
getan ist und sich verbunden fühlt mit dem 
anarchistischen Kampf auf der Straße. Lasst 
ihn ein Teil dessen sein. 

(..) 

Anarchist Black Cross Amsterdam, 10ter Mai 
Roberto B. Catrino Lopez 

PI Lelystad, Afdeling 1116, 

Cel 14, Afdeling F 

Larserdreef 300 

8233 HB Lelystad 


International gegen 
dien „weissen Tod 


Konferenz gegen das Verschwindenlas- 
sen in Kurdistan 


Vom 16. bis 20. Mai fanddie fünfte „Konferenz 
gegen das Verschwindenlassen weltweit“ in 
Amed (Diyarbakir)/ Nordkurdistan statt. An der 
von ICAD (Internationales Komittee gegen das 
Verschwindenlassen) und YAKAY-DER (Verein 
von Familienangehörige von Verschwundenge- 
lassenen und deren Unterstützung) organisier- 
ten Konferenz nahmen 275 Delegierte aus über 
20 Ländern teil. Die Polizei hatte den Veran- 
staltern massive Auflagen gemacht. Darunter 
auch ein Verbot der Benutzung der Wörter „Kur- 
distan“ und „Guerilla“ sowie die Bezeichnung 
von Staatsorganen als „Mörder“. 

Das Verbot wurde von vielen der kurdischen 
RednerInnen und Rednern bewusst übertreten. 
Ansprachen wurden mit „Lange lebe Kurdistan“ 
oder der Forderung nach der Bestrafung der ver- 
antwortlichen Mördern im türkischen Staatsap- 
parat beendet. 

Weiterhin verboten die Behörden ein geplan- 
tes Kulturfest zum Abschluss der Konferenz so- 
wie den geplanten Besuch zweier Massengräber 
in der Südosttürkei. 

Als Begründung für das Verbot des Festes hieß 
es, es „müsse dabei mit der Teilnahme von Volks- 
massen gerechnet werden‘. Dies sei „zu gefähr- 
lich“ Während der Konferenz gab es umfang- 
reiche Manöver der türkischen Luftwaffe, in der 
gesamten Stadt zeigte das Militär starke Präsenz. 
Das Stattfinden der Konferenz war bis zuletzt 
fraglich - vor allem aufgrund der Auseinander- 
setzungen in Diyarbakir Ende März. Bei diesen 
waren 14 Menschen, darunter drei Kinder im Al- 
ter von 3, 7 und 10 Jahren von türkischen Si- 
cherheitskräften getötet wurden. Hunderte von 
Menschen befinden sich seit dem in Haft, dar- 
unter zahlreiche Kinder und Jugendliche. Im 
Vorfeld der Konferenz wurden flächendeckend 
Plakate in der Stadt angebracht und Flugblätter 
in kurdisch und türkisch verteilt. Hierbei von der 
Polizei bedrohte Aktivisten wurden von der Be- 
völkerung, Ameds in Schutz genommen. 


„Die, die verschwinden lassen, werden 


verlieren!” 

An Nachmittag des 16. Mai beteiligten sich 
dreißig internationale Delegierte an der Vertei- 
lung von Flugblättern in der Innenstadt vom 
Amed. Die Aktion wurde von Provokationen 
und Kontrollen von Zivilpolizisten begleitet. Am 
Morgen des 17. fand am „Mahnmal für die Men- 
schenrechte“ ein Mahnwache statt. Etwa 50 An- 
gehörige von Verschwundenen und viele weite- 
re Menschen gedachten der in Haft verschwun- 
denen und Verschleppten aus aller Welt. Am 
Nachmittag wurde am Stadtrand Ameds mit ei- 
ner Baumpflanzaktion „Wald für die Ver- 
schwundenen“ errichtet. 


„Die Wut der Mütter wird die Mörder 


ersticken!” 
Am 18.5. sprachen 62 Angehörige von Ver- 
schwundenen zu den Delegierten und berichte- 


ten von ihren persönlichen Erfahrungen. The- 
men der Ansprachen waren neben den syste- 
matischen Vertreibungen in Kurdistan der Krieg 
in der Region sowie die Weigerung des Staates, 
entdeckte Massengräber exhumieren und un- 
tersuchen zu lassen. Dass dadurch viele Ver- 
schwundene keine Grabstätte haben, wurde von 
vielen Rednern als besonders grausam bezeich- 
net. RednerInnen forderten die Herausgabe der 
Überreste der Leichname. Vertreterinnen der 
„Friedensmütter“ forderten Freiheitsrechte und 
traten für Geschwisterlichkeit zwischen dem 
kurdischen und türkischen Volk ein. Sie rekla- 
mierten die Anerkennung der kurdischen Iden- 
tität. 

Nachdem die Polizeis eine Übersetzerin fest- 
nahm und die Personalien mehrerer RednerIn- 
nen aufnahm, eskalierte die Situation. Die De- 
legierten forderten die Polizei auf, das Kongres- 
szentrum zu verlassen. Darauf ließ die Polizei 
den Saal räumen und kündigte ein Verbot des 
Fortgangs der Konferenz an. Dies wurde am 
Abend zurückgezogen. Bei einer Rangelei 
während der Räumung des Zentrums drohte ein 
Zivilpolizist einem kurdischen Jugendlichen, 
ihm „heute Abend in den Kopf zu schießen“, 
falls er nicht „den Mund halte“. Die Staatsan- 
waltschaft nahm Ermittlungen gegen eine deut- 
sche Rechtsanwältin wegen „Missachtung, der 
Polizei“ auf. Delegierte von Karawane, 
Plataforma, AGIF, Aveg-kon 


Genua-Prozesse 
kommen ins Rollen 


Nachdem der G8-Gipfel in Genua vom Juli 2001 
fast fünf Jahre zurückliegt, kommen nun die 
sich aus den Geschehnissen ergebenden Straf- 
prozesse in Gang. Neben einem Verfahren ge- 
gen 25 italienische Aktivisten sind dies vor al- 
lem zwei große Prozesse gegen Polizisten und 
Gefängnisbedienstete, die den Überfall auf die 
„Diaz-Schule“ betreffen. Hier haben Anfang 
des Jahres auch zahlreiche deutsche Opfer und 
Zeugen ihre Aussagen gemacht. 


Was ist geschehen? 


In der Nacht vom 21. aufden 22. Juli 2001 über- 
fielen bewaffnete Spezialeinheiten der Polizei 
die Diaz-Schule in Genua, in der zu diesem Zeit- 
punkt knapp hundert Demonstranten schliefen, 
unter ihnen zahlreiche Deutsche. Die Schla- 
fenden wurden verprügelt und anschließend 
festgenommen. 

Nachdem die 61 teilweise schwer verletzten 
Demonstranten in Krankenhäusern notdürftig 
behandelt worden waren, wurden fast allenoch 
in der Nacht oder in den Morgenstunden in die 
Polizeikaserne Bolzaneto gebracht, die am 
Stadtrand Genuas liegt. Dort wurden sie bis 
zum nächsten Morgen festgehalten und erneut 
Opfer polizeilicher Übergriffe, wie schon zahl- 
reiche Teilnehmer der Demonstrationen an den 
Vortagen. Anschließend wurden die Betroffe- 
nen in die Gefängnisse Marassi, Voghera und 
Pavia gebracht, wo man sie zwei Tage später 
Haftrichtern vorführte. Hier hatten sie erstmals 
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Gelegenheit, mit Anwälten und so mit der 
Außenwelt Kontakt aufzunehmen. Angesichts 
der schockierenden Schilderungen vor den 
Richtern begannen hier formal die Ermittlun- 
gen gegen die beteiligten Polizisten. 

Parallel wurde ein Verfahren gegen die 93 
festgenommenen Demonstranten eingeleitet. 
Neben der Beteiligung an einer umstürzleri- 
schen Vereinigung namens „Black bloc“, Wi- 
derstands, Waffenbesitzes etc. warf man Ihnen 
auch den Straftatbestand „Plünderung und 
Verwüstung“ vor. Erst mit einem richterlichen 
Freispruch von allen Vorwürfen im Februar 
2004 wurde ein endgültiger Schlussstrich un- 
ter diese Ermittlungen gezogen. 


Hauptverhandlungen gegen Polizei erst 


nach vier Jahren 

Im Frühjahr 2004 wurde das erste Vorverfah- 
ren gegen 29 Polizisten wegen des Überfalls auf 
die Diaz-Schule eröffnet, um festzustellen, ob 
gegen die Angeklagten genügend Beweise vor- 
lägen. Am 13.12.04 wurde die Anklage in voll- 
em Umfang zugelassen, die indes nur auf Kör- 
perverletzung lautet, obwohl mehrere der 
Schlafenden schwer verletzt und auch noch auf 
dem Boden liegend mit Stiefeln und Schlag- 
stöcken am gesamten Körper traktiert worden 
waren. Vom 27. Januar bis zum 17. Mai 2005 
folgte das Vorverfahren des so genannten 
Bolzaneto-Prozesses, in dem sich nun 47 Poli- 
zeibeamte und medizinische HelferInnen aus 
der Polizeikaserne unter anderem wegen Ge- 
walt- und Fälschungsdelikten verantworten 
müssen. 

Am 6.4.05 schließlich begann die Hauptver- 
handlung gegen 28 Polizisten wegen des Über- 
falls auf die Diaz-Schule. Das Verfahren ging 
jedoch zunächst nur ssehrschleppend voran und 
zog sich bis zur Sommerpause ohne große Fort- 
schritte. Erst nach einer Änderung der Ge- 
richtszusammensetzung und mit der Wieder- 
aufnahme im Oktober 2005 nahm der Prozess 
Fahrt auf. Mit zwei Verhandlungstagen pro Wo- 
che wurde ein dichter Verhandlungszyklus fest- 
gelegt; bereits im November 2005 sagten die 
ersten Zeugen aus. Nach zwei Monaten Haupt- 
verhandlung erließ der Vorsitzende Richter Ba- 
rone eine Anordnung, mit der er sich die allei- 
nige Anhörung solcher Zeugen erbat, die über 
neue Sachverhalte berichten können. Dies hät- 
te zur Folge gehabt, dass Dutzende Zeugen und 
Nebenkläger, die aussagen wollen, nicht gehört 
worden wären. Ende Februar 2006 wurde die- 
se Anordnung zurückgezogen. 

Sowohl im Diaz- als auch im Bolzaneto-Ver- 
fahren, wo die Hauptverhandlung im vergan- 
genen Oktober begonnen hat, droht eine Ver- 
urteilung der Verantwortlichen aufgrund von 
Verjährung vereitelt zu werden, die in Italien 
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nicht durch Verfahrenshandlungen unterbro- 
chen wird. Zahlreiche Anklagepunkte im 
Bolzaneto-Verfahren verjähren aufgrund eines 
neuen Gesetzes nun bereits nach siebeneinhalb 
Jahren und die Verteidigung; der angeklagten 
Polizisten ist bemüht, die Verfahren zu ver- 
schleppen. Darüber hinaus machen die Kom- 
plexität der Prozesse angesichts der großen 
Zahl der Geschädigten, Angeklagten und Zeu- 
gen sowie die aufwendigen Übersetzungen die 
Verfahren ohnehin bereits sehr langwierig. Ins- 
besondere im Bolzaneto-Verfahren ist daher 
fraglich, ob überhaupt ein Urteil in erster In- 
stanz ergehen wird. 


Selektive Strafverfolgung 


Auch wenn die Strafverfahren nunmehr in 
Gang gekommen sind, wird ein Großteil der be- 
gangenen Delikte nicht verfolgt. So gibt es bis 
heute kein Verfahren gegen die ausführenden 
Schläger während des Überfalls auf die Diaz- 
Schule, da die Namen der Polizisten aus den be- 
teiligten Einheiten vor der Staatsanwaltschaft 
geheim gehalten werden. Lediglich die verant- 
wortlichen Zugführer und einige niedrigrangi- 
ge Polizisten stehen vor Gericht, weil sie Be- 
richte unterzeichnet hatten und so zu ermitteln 
waren. Damit werden die ausführenden Schlä- 
ger nicht verfolgt, ebenso wie diejenigen 
Straftaten, die nach dem Überfall während der 
Transporte, in den Polizeiwachen oder in den 
Krankenhäusern begangen wurden. Bezüglich 
letzterer wurde gänzlich auf Ermittlungen ver- 
zichtet, obwohl es hier zu schwerwiegenden 
Übergriffen gekommen ist und Ärzte massiv ih- 
re Fürsorgepflicht verletzt haben. Auch im 
Bolzaneto-Verfahren ist nur ein geringer Teil 
der beteiligten Beamten einer Strafverfolgung 
ausgesetzt, weil sie anhand von Protokollen und 
Formularunterschriften identifizierbar waren. 


Gesetze aus dem Faschismus gegen 


Demonstrantinnen 

Parallel begann im März 2004 der Prozess ge- 
gen 25 italienische Demonstranten, die - wie 
zuvor bereits die Leute aus der Diaz-Schule - 
wegen „Verwüstung und Plünderung“ ange- 
klagt und so mit einem Strafmaß von acht 
bis 15 Jahren Haft bedroht sind. Die Ankla- 
ge basiert auf Material, welches bei Haus- 
durchsuchungen beschlagnahmt wurde, und 
umfangreichen, rechtlich bedenklichen bio- 
metrischen Auswertungen von Bild- und Vi- 
deomaterial. Das dabei angewandte Gesetz 
lässt eine unter demokratischen und recht- 
staatlichen Gesichtspunkten höchst fragwür- 
dige Anklage zu. Es wurde während des ita- 
lienischen Faschismus verabschiedet und in 
der Nachkriegszeit nur sehr selten angewen- 
det. Erst in den letzten Jahren kam es zu ein- 
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zelnen Verurteilungen gegen Fußball-Hooli- 
gans. Das Gesetz erlaubt bei dürftiger Be- 
weislage und unter weitgehender Ausklam- 
merung der Rahmenbedingungen ein hohes 
Strafmaß, auch wenn die konkreten Taten 
kaum über einfache Sachbeschädigung oder 
Diebstahl hinausgehen. Im Februar 2006 
wurde der Prozess bis mindestens September 
ausgesetzt, da der Gerichtsvorsitzende bis Ju- 
li ein anderes Amt übernimmt. Im schlimm- 
sten Falle muss der gesamte Prozess neu auf- 
gerollt werden. 


Das Unterstützernetzwerk 


Drei große Unterstützergruppen befassen sich 
mit dem rechtlichen Nachspiel des G8-Gip- 
fels: Das Genova Legal Forum (GLF) ist eine 
Vereinigung von Rechtsanwältlnnen, die sich 
angesichts des Gipfels formiert hatte. Nach 
den Protesten übernahmen zahlreiche An- 
wältInnen des GLF Mandate für die Betrof- 
fenen der Polizeirepression. Im Zuge dessen 
wurde ein Büro zur Koordination und Unter- 
stützung eingerichtet, das Segretaria Legale. 
Dort arbeiten zahlreiche Helfer an der Koor- 
dination, Archivierung und Sichtung der Ma- 
terialien sowie der Dokumentation der Pro- 
zesse. Das Comitato Verita e Giustizia (Ko- 
mitee für Wahrheit und Gerechtigkeit) hat 
sich nach den Protesten gegen den Gipfel ge- 
gründet und will mit Öffentlichkeitsarbeit 
und Fundraising eine rechtliche und gesell- 
schaftliche Aufarbeitung der Vorfälle voran- 
treiben. Es hat gute Beziehung zu oppositio- 
nellen Politikern und Prominenten aus Ge- 
sellschaft, Kunst und Kultur und verfügt über 
ein breites lokales Netzwerk in Genua selbst. 
Die Gruppe supportolegale ist vor Ort aktiv. 
Aus dem Spektrum des alternativen Nach- 
richtenportals Indymedia kommend, haben 
sich angesichts der Prozesse gegen die 25 De- 
monstranten zahlreiche Aktivisten Mitte 
2004 zusammengetan, um eine kritische Ge- 
genöffentlichkeit zum Fortgang der Prozes- 
se in Genua aufzubauen und Solidaritätsar- 
beit für die Betroffenen zu organisieren. 

Die deutsche Unterstützergruppe der De- 
monstranten sendet Prozessbeobachter nach 
Genua, um die Berichterstattung über die 
Prozesse in unabhängigen Medien zu unter- 
stützen. Außerdem sammelt sie Spenden, um 
die wichtige und fruchtbare Arbeit des Se- 
gretaria Legale zu unterstützen. 
Spendenkonto Deutschland: 

Rote Hilfe Berlin 

Konto Nr. 7189 590 600 

BLZ 100 200 00 

Stichwort: Genua 

17.5.06, Republikanischer AnwältInnenver- 
ein, www.rav.de 


breitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / 
Hamburg m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Ei- 
gentumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“* ist keine Aushändigung im 
Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender 
mit dem Grund der Nichtaushändigung zurückzu- 
schicken. Redaktionsschluss für Nr. 313: So, 25.6.06 
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